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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser
Editorial

Claus Sasse

In diesem November wird die Jahrestagung der BAG UB unter dem Motto „Ar-
beit für alle“ stehen. Einerseits scheinen die Bedingungen dafür – zumindest 
in Deutschland – dank der anhaltenden Konjunktur und steigender Beschäfti-
gungszahlen eigentlich ganz gut. Allerdings profi tieren nicht alle Menschen von 
dem Boom, der erwirtschaftete Reichtum konzentriert sich bei immer weniger 
Menschen und die Schere zwischen arm und reich öff net sich immer weiter. 
Auch die Entwicklung der Beschäftigungssituation von Menschen mit Behinde-
rung entspricht nicht der allgemeinen Tendenz. Das bedeutet, dass wir uns trotz 
Wachstums und einer Vielzahl an Instrumenten zur Teilhabeförderung immer 
weiter von einem inklusiven Arbeitsmarkt entfernen. 

Die Frage, was eigentlich einen „inklusiven“ Arbeitsmarkt ausmacht und wie 
eine möglichst umfassende Teilhabe und angemessene Wahlmöglichkeiten für 
alle Menschen erreicht werden kann, ist dabei weiter Inhalt zahlreicher Debat-
ten. Ein konkreter Ansatz, dies für Menschen mit Behinderung zu ermöglichen, 
ist das Budget für Arbeit, dem wir uns in dieser Ausgabe mit einem Schwerpunkt 
widmen. Im Auftrag des Landschaftsverbands Rheinland haben Katja Nebe und 
Natalie Waldenburger von der Uni Halle-Wittenberg und der Uni Bremen die 
Rahmenbedingungen des Ansatzes eines Budgets für Arbeit untersucht und da-
für die bestehenden Modellprojekte untersucht. Sie konzentrieren sich in ihren 
Empfehlungen auf die Schnittstellen Übergang Schule - Beruf und von der WfbM 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (Seite 6).  Andreas Jürgens beleuchtet in sei-
nem Beitrag die Fragen für die Umsetzung eines Hessischen Budgets für Arbeit 
aus der Perspektive der BudgetnehmerInnen, der Arbeitgeber und der Sozialhil-
feträger und grenzt es vom Ansatz des Persönlichen Budgets ab (Seite 12). Die 
Zwischenergebnisse des Hamburger Budgets für Arbeit , die in einer Studie der 
Lawaetz-Stiftung dokumentiert wurden, fi nden Sie auf Seite 16. 

Aber wie ist die Beschäftigungssituation von Menschen mit Behinderung in 
Deutschland im Vergleich mit den anderen europäischen Ländern? In ihrer Un-
tersuchung auf Seite 24 gibt Catrin Berger einen Überblick, beschreibt dabei 
auch die unterschiedlichen Ausgangs- und Rahmenbedingungen in Europa und 
zeigt: der Weg zu umfassender Teilhabe ist noch sehr lang.

Wie mögliche kleine Schritte auf diesem Weg aussehen können, beschreibt 
Ursula Hütte vom IFD Bonn in ihrem Beitrag über das Projekt „Peer Counseling 
im Rheinland“ auf Seite 19. Wir wünschen dem Projekt viel Erfolg und unseren 
LeserInnen eine anregende Lektüre.
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bandes Rheinland hat zunächst die Uni-
versität Bremen, nach dem Wechsel von 
Professor Dr. Katja Nebe nach Halle die 
Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg mit der Erforschung der Bedingun-
gen eines Budgets für Arbeit beauftragt. 
Unter Mitarbeit von Diplom-Juristin Nata-
lie Waldenburger wurden die rechtlichen 
Grundlagen für die Vermittlung von Werk-
stattbeschäftigten auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt sowie für den Übergang von 
Schülerinnen und Schülern mit besonderen 
berufl ichen Teilhaberisiken in den betrieb-
lichen Ausbildungsmarkt untersucht.

Dabei wurden die praktizierten Mo-
dellvorhaben der Bundesländer soweit 
als möglich einbezogen. Die Forschungen 
standen sowohl vor dem Hintergrund der 
aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen 
(UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK), Sozialgesetzbuch IX (SGB IX), Art. 3 
Abs. 3 S. 2 Grundgesetz (GG)) als auch vor 
dem fi skalischen Sparinteresse, die Werk-

proaktiven Partner, der Menschen auf-
nimmt und auch wieder vermittelt, je nach 
individueller Situation.
3. Exkludierende Pfadabhängigkeiten und 
Fehlanreize durch gegliederte Leistungs-
zuständigkeiten müssen abgebaut wer-
den. Die Aufnahme in die Werkstatt darf 
sich nicht länger als faktische Sackgasse 
erweisen. Das in den Bundesländern mo-
dellhaft erprobte „Budget für Arbeit“ zielt 
trotz unterschiedlicher Ausgestaltungen im 
Kern darauf, Kompetenzen und Leistungen 
verschiedener Akteure rund um die WfbM 
zu koordinieren und zu bündeln, um die 
berufl ichen Teilhabechancen behinderter 
Menschen, insbesondere deren Zugang 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt, zu verbes-
sern.

II. Forschungsauftrag des 
Landschaftsverbandes 
Rheinland (LVR)
Das Integrationsamt des Landschaftsver-

Überlegungen zu einem 
Budget für Arbeit (BfA)
Von Katja Nebe und 

Natalie Waldenburger

I. Grundlegende Prämissen
1. Die Werkstatt für behinderte Menschen 
(WfbM) wird auch in einem inklusiven 
Arbeitsmarkt eine wichtige Rolle spielen. 
Auch in der Zukunft kann die WfbM mit 
ihrem Potenzial beeinträchtigte Menschen 
auf eine Erwerbstätigkeit am allgemeinen 
Arbeitsmarkt vorbereiten und hierfür qua-
lifi zieren. Außerdem kann sie diejenigen, 
die nach Qualifi kation und trotz bereitste-
hender Unterstützungsleistungen am allge-
meinen Arbeitsmarkt behinderungsbedingt 
keine Erwerbsaussichten haben, berufl ich 
beschäftigen.
2. Allerdings sind alle Akteure des Arbeits-
lebens und damit auch die Werkstätten vor 
beachtliche Herausforderungen gestellt, 
ihren Beitrag für einen inklusiven Arbeits-
markt zu leisten. Inklusion bedeutet gleich-
berechtigte Teilhabe, Zugänglichkeit und 
Durchlässigkeit. Für die WfbM heißt dies, 
sich zu verändern – von der bisher klas-
sischen „Sonderarbeitswelt“ hin zu einem 
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steigen die jährlichen Zugänge in die WfbM, 
besonders von Schülerinnen und Schülern 
nach ihrem Schulabschluss, aber auch 
von Personen, die aus dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt „herausfallen“. Gleichzeitig 
fi nden Vermittlungen auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt aus der WfbM bundesweit 
(fast) nicht statt (0,16 % jährlich). 
Der Fokus richtet sich daher auf zwei zen-
trale Schnittstellen, den Übergang Schule-
Beruf (dazu unter  1.) und den Übergang 
WfbM-allgemeiner Arbeitsmarkt (dazu un-
ter 2.). Teilweise betreff en die Empfehlun-
gen beide Schnittstellen.

1. Übergang Schule – Beruf
a) Leitprinzip
Risiken für inklusive Lebensverläufe fi nden 
sich an Anschlussstellen. Nach dem Schul-
abschluss muss Schülerinnen und Schü-
lern der Anschluss in inklusiv gestaltete 
Lebenswelten und damit in eine berufl iche 
Bildung gleichberechtigt mit nicht behin-

lichen Forschungsbericht, der vom LVR 
derzeit veröff entlicht wird.1

Diese komprimierte Darstellung erhöht 
die Chance, wesentliche Aspekte in den ak-
tuellen Diskussionsprozess um die Refor-
men zum SGB IX und XII einzubringen.

Die Verfasserinnen danken dem LVR-
Integrationsamt für die Beauftragung und 
den ertragreichen Gedanken- und Materi-
alaustausch während des gesamten Pro-
jektverlaufs. Sie erhoff en sich, Gesetzgeber 
und verantwortliche Akteure greifen die 
Impulse auf. Möge der Wissenstransfer in 
Praxis und Politik dazu beitragen, die Ar-
beitswelt inklusiv zu gestalten.

III. Überlegungen für 
Verbesserungen
Schon heute formuliert das Gesetz als eine 
der Aufgaben der WfbM, den Übergang von 
Menschen mit Behinderung, die sich für 
den Übergang auf den allgemeinen Arbeits-
markt eignen, zu fördern. Tatsächlich aber 

stattkosten dort zu senken, wo durch akti-
vierende Leistungen echte Arbeitsverhält-
nisse geschaff en und damit die Kommunen 
und Länder fi nanziell entlastet werden 
können.

Lücken und Inkonsistenten im geltenden 
Recht sollten, auch mit Blick auf tatsäch-
lich vorzufi ndendes Verhalten von Trägern 
und Verantwortlichen, eruiert und Lö-
sungsvorschläge für eine Optimierung der 
Leistungen im Sinne eines Budgets für Ar-
beit unterbreitet werden.

Entstanden ist ein Überblick über die 
gegenwärtige Empirie, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen rund um die Zustän-
digkeiten und Leistungen beim Zugang zur, 
beim Verweilen in und beim Übergang aus 
der WfbM. In diesem Papier werden die 
wichtigsten Vorschläge für eine Optimie-
rung des Rechtsrahmens herausgegriff en 
(vergleiche (vgl.) unten III.). Für alle weite-
ren Informationen und Vorschläge verwei-
sen die Verfasserinnen auf den ausführ-

Foto:  David Jones, wikimedia.org, CC-BY-2.0Wahlmöglichkeiten schaffen: das Budget für Arbeit
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zum Ausdruck gebracht. Zur Unterstüt-
zung können die Integrationsämter die 
Leistungen der IFD, zu denen die Vermitt-
lungstätigkeit gehört, in Anspruch nehmen.
5. Zur Verbesserung der Teilhabemöglich-
keit von behinderten Jugendlichen, die 
(noch) nicht anerkannt schwerbehindert 
oder gleichgestellt sind, soll § 68 IV SGB IX 
dahingehend geändert werden, dass Leis-
tungen der begleitenden Hilfe auch dann 
erbracht werden können, wenn eine 
Gleichstellung mit großer Wahrscheinlich-
keit erreicht werden kann.
6. Bislang werden die im Berufsbildungs-
gesetz sowie in der Handwerksordnung 
normierten Grundsätze zur behinderungs-
gerechten Ausbildungsgestaltung nur 
unzureichend beachtet. Die Regelungen 
in §§  64  ff . Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
und §§  42k-n Handwerksordnung (HWO) 
werden kaum angewandt. Die noch völ-
lig unzureichende Anpassung der Ausbil-
dungsverträge und Ausbildungsordnungen 
stellen ein erhebliches Inklusionshemmnis 
dar.

§§ 64 ff . BBiG, §§ 42k ff . HWO sind da-
her so zu konkretisieren, dass Industrie- 
und Handelskammern, Handwerks- sowie 
Landwirtschaftskammern die Verantwor-
tung dafür tragen, dass behinderte Ju-
gendliche auf ein breites Angebot an be-
hinderungsgerechten Ausbildungsberufen 
zurückgreifen können. Dies umfasst die 
Verpfl ichtung der Kammern, behinde-
rungsgerechte Ausbildungsmöglichkeiten 
(Fachpraktiker bzw. Werker ausbildungen) 
in weiteren Tätigkeitsbereichen zu ent-
wickeln. Um sicherzustellen, dass die be-
hinderungsgerechten Ausbildungen in Be-
trieben des allgemeinen Arbeitsmarktes 

beim Zugang zum allgemeinen Ausbil-
dungsmarkt drohen.

Jedes Halbjahr fi ndet eine Berufswe-
gekonferenz statt. Um die Termine einfa-
cher koordinieren zu können, sind an der 
Konferenz im laufenden Schuljahr nur die 
Schülerinnen und Schüler, Lehrer, Eltern, 
Agentur für Arbeit, Integrationsfachdienst 
(IFD) und Integrationsamt zu beteiligen. 
Die Konferenz am Schuljahresende fi ndet 
unter Beteiligung aller oben genannten Ak-
teure statt.

Mit den Berufswegekonferenzen soll-
te möglichst frühzeitig (ein bis zwei Jahre 
vor Beginn der Abschlussklasse) begonnen 
werden.
3. Die Integrationsämter unterstützen ins-
besondere,
• die Schulen, frühzeitig den Übergang 

behinderter Schülerinnen und Schüler 
auf den allgemeinen Ausbildungsmarkt 
vorzubereiten und betriebliche Praktika 
schon während der Schulausbildung zu 
ermöglichen.

• die Eltern durch Beratung, um sie als 
Unterstützer ihrer Kinder beim Über-
gang in die betriebliche Ausbildung zu 
stärken.

• die Berufsschulen, um ihre Bildungsan-
gebote inklusiv zu gestalten.

• die Industrie- und Handwerkskammern 
sowie alle staatlichen Prüfungsämter, 
um ihre Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen behinderungsgerecht zu 
gestalten.

4. Den Integrationsämtern ist insgesamt 
für das Überleitungsmanagement aus der 
Schule in die Berufsbildung die Prozess-
verantwortung zu übertragen. Dies wird 
durch eine Erweiterung des § 102 SGB IX 

derten Jugendlichen bzw. jungen Erwach-
senen ermöglicht werden. Zwei Risikola-
gen zeichnen sich hier ab:
• mit dem voreiligen Eintritt in die WfbM 

sinkt die Chance auf eine betriebliche 
Ausbildung und damit die Chance, 
Erfahrungen am allgemeinen Arbeits-
markt zu sammeln.

• werden nach Eintritt in die WfbM von 
dort Vermittlungsbemühungen nicht 
aktiv ergriff en, durchlaufen die Betrof-
fenen meist alle Bereiche der WfbM und 
bleiben langfristig im Arbeitsbereich 
der WfbM, was hohe Exklusionsrisiken 
für die Betroff enen und langfristige 
fi nanzielle Folgekosten für die Sozialhil-
feträger bedeutet.

b) Vorschläge zur Verbesserung
1. Gesetzlich zu normieren ist ein Gesamt-
konzept für die Berufsorientierung mit den 
Inhalten Potentialanalyse, Berufsfelder-
kundung, Langzeitpraktikum, Übergangs-
begleitung.
2. Unter Verantwortung der Integrations-
ämter werden regionale Berufswegekon-
ferenzen durchgeführt. Zu beteiligen sind 
die am Übergang von der Schule in die Be-
rufsbildung beteiligten regionalen Akteure, 
d. h. insbesondere Schulen, Berufsschulen, 
Hoch- und Fachschulen, Ausbildungsbe-
triebe, Eltern, Innungs- und Handwerks-
kammern, die Bundesagentur für Arbeit 
(BA), der Sozialhilfeträger und die Kommu-
ne. 

Die Berufswegekonferenzen tragen zur 
Verbesserung der regionalen Netzwerk-
strukturen bei. Sie befassen sich zugleich 
mit den Einzelfällen, in denen behinderten 
Menschen nach Schulabschluss Barrieren 
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Beschäftigte in einer WfbM haben häu-
fi g die Befürchtung, im Falle eines ge-
scheiterten Beschäftigungsversuches ihren 
Anspruch auf eine volle Erwerbsminde-
rungsrente nach 20 Jahren zu verlieren. 
Da das SGB VI bei einem gescheiterten Ein-
gliederungsversuch weiterhin vom Beste-
hen der ununterbrochenen vollen Erwerbs-
minderung ausgeht, ist die Befürchtung in 
den allermeisten Fällen unbegründet. Auch 
die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) 
vertritt die Ansicht, dass bei einer Rück-
kehr in die WfbM in der Regel keine Unter-
brechung vorliegt. Maßgeblich ist allein, ob 
unter den üblichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes gearbeitet wurde.

Dabei sind folgende Aspekte ausschlag-
gebend:
• Besteht eine eingeschränkte Wettbe-

werbsfähigkeit?
• Erfolgte die Beschäftigung unter 

betriebsüblichen Bedingungen? Zu 
verneinen ist dies bei einem besonders 
ausgestalteten Arbeitsplatz, bei unübli-
chen Pausen oder bei einer Beaufsichti-
gung/Hilfestellung durch Dritte.

• Ist die Arbeitsleistung/Entlohnung mit 
der eines nicht behinderten Kollegen 
vergleichbar?

Zusätzlich sollte zur Klarstellung in §  43 
Abs. 2 S. 3 SGB VI eine Nr. 3 eingefügt wer-
den, wonach der im Rahmen eines Budget 
für Arbeit Beschäftigte, der sogenannte 
Budgetbeschäftigte, als voll erwerbsgemin-
dert gilt. Sinnvoll scheint zudem eine klar-
stellende gesetzliche Regelung, wonach 
ein Budgetbeschäftigter neben § 43 Abs. 6 
SGB VI auch die Erwerbsminderungsrente 
nach allgemeiner Wartezeit (im Sinne der 
3:5 Regelung) gem. § 43 Abs. 1 bzw. 2 SGB 

2. Übergang WfbM – allgemeiner 
Arbeitsmarkt
a) Leitprinzip
Um dem Wunsch- und Wahlrecht behinder-
ter Menschen gerecht zu werden, müssen 
verschiedene berufl iche Teilhabemöglich-
keiten zur Verfügung stehen. Erforderlich 
ist daher ein fl ießender Übergang von der 
WfbM in eine Beschäftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt und bei Bedarf 
wieder zurück in die WfbM. Voraussetzung 
dafür ist, dass sich sowohl die Werkstätten 
als auch die Betriebe des allgemeinen Ar-
beitsmarktes für die Bedürfnisse der be-
hinderten Menschen öff nen. Darüber hin-
aus müssen die Schnittstellen zwischen den 
einzelnen Leistungsgesetzen vereinfacht 
werden, Fehlanreize vermieden bzw. in po-
sitive Anreize umgewandelt werden.

b) Vorschläge zur Verbesserung
1. Rentenversicherungsrechtliche Aspekte
Behinderte Menschen, die in einer WfbM 
beschäftigt sind, erzielen in aller Regel 
höhere rentenversicherungsrechtliche Bei-
träge und in Folge dessen auch eine höhe-
re Altersrente, als wenn sie (mit Hilfe des 
Budgets für Arbeit) auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt beschäftigt wären. Um einen 
Fehlanreiz für eine nicht erforderliche Wf-
bM-Beschäftigung zu vermeiden, empfi ehlt 
es sich, die Beitragsbemessungsgrundlage 
in Anlehnung an das durchschnittliche Ent-
gelt eines Budgetnehmers zu modifi zieren. 
Hierdurch wäre eine Besserstellung der 
WfbM-Beschäftigung ausgeschlossen und 
die angemessene Alterssicherung für ei-
nen WfbM-Beschäftigten bliebe, unter Ein-
schluss der Absicherung gem. §§ 41 ff . SGB 
XII, gewährleistet.

durchgeführt werden können, haben die 
Kammern ihre Mitglieder im Umgang mit 
behinderten Jugendlichen zu sensibilisie-
ren und sie über die Möglichkeiten der be-
hinderungsgerechten Ausbildungsgestal-
tung aufzuklären. 

Darüber hinaus ist in den §§ 64 ff . BBiG, 
§§ 42k ff . HWO die Möglichkeit der modu-
laren Ausbildung (Teilqualifi kation) auf-
zunehmen, sodass behinderte Jugendliche 
nicht mehr gezwungen sind, die Ausbil-
dung (sowohl in anerkannten als auch in 
behinderungsgerechten Ausbildungsberu-
fen) zeitlich zusammenhängend absolvie-
ren zu müssen. Unter Berücksichtigung 
ihrer Leistungsfähigkeit und der Umwelt-
faktoren sollen behinderte Jugendliche 
künftig den Verlauf der Ausbildung fl exibel 
gestalten und den Abschluss in mehreren 
Etappen erreichen können.

Um mehr schwerbehinderten Menschen 
eine betriebliche Ausbildung zu ermögli-
chen, wäre die Verstärkung der „weichen 
Beratungspfl icht“ in §  72  II SGB  IX emp-
fehlenswert. Dies könnte durch eine der 
Beschäftigungsquote gem. § 71 SGB IX ver-
gleichbare Ausgestaltung für den Ausbil-
dungsbereich realisiert werden. In jedem 
Fall sollte die Norm dahin konkretisiert 
werden, dass eine Kooperationspfl icht der 
Arbeitgeber zur Realisierung betrieblicher 
Ausbildungsabschnitte besteht.
7. Der Einfl uss der Eingliederungshilfe-
träger als künftiger Kostenträger muss 
bei den Fragen, wer in die WfbM aufge-
nommen wird und wer für einen Über-
gang in Betracht kommt, ausgeweitet 
werden, sodass sie künftig die Funktion 
eines „Türöff ners“ in beide Richtungen 
einnehmen.
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„erwerbsfähig“ und „voll erwerbsgemin-
dert“ verbunden sind. Sie schottet den 
Arbeitsmarkt von unten ab. Bei der Ein-
teilung in die eine oder andere Kategorie 
ist zu berücksichtigen, dass der Budget-
nehmer üblicherweise nur durch die Ge-
währleistung angemessener Vorkehrun-
gen seine Erwerbsminderung überwindet. 
Entfallen die Leistungen, ist der behinderte 
Mensch häufi g nicht mehr in der Lage, die 
Anforderungen aus dem Beschäftigungs-
verhältnis zu erfüllen. Der Budgetnehmer 
lässt sich daher nicht zweifelsfrei der einen 
oder anderen Kategorie zuordnen. Der im 
Recht der GRV geltende abstrakte Begriff  
der Erwerbsminderung führt bei gleichem 
Verständnis im Bereich der Arbeitsförde-
rung zu diskriminierenden Barrieren.

Fließende Übergänge aus der WfbM auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt sind nur 
dann möglich, wenn auch die Schnittstellen 
zwischen den einzelnen Leistungsgesetzen 
fl exibler gestaltet werden. Dabei muss der 
eben beschriebenen Konstellation Rech-
nung getragen werden. Der „Budgetneh-
mer“ stellt in seiner Zwischenrolle eine 
Übergangs- und damit neue Kategorie in 

erwerbsgemindert anzusehen seien. Die-
se Ansicht führt zu Inkohärenz und sollte 
überdacht werden.

Zum einen werden mit dem Budget für 
Arbeit reguläre Beschäftigungsverhältnis-
se angestrebt, was eine Einbeziehung in 
die Arbeitslosenversicherung und die Ab-
führung der Beiträge umfasst. Zum ande-
ren ist es nicht nachvollziehbar, dass dem 
Budgetnehmer insbesondere im Falle eines 
betriebsbedingten bzw. rein arbeitsmarkt-
bedingten Wegfalls des Arbeitsplatzes kein 
Anspruch auf Arbeitslosengeld zustehen 
soll. Auch Ansprüche auf Kurzarbeiter- 
oder Insolvenzgeld bestünden bei fehlen-
der Versicherungspfl icht im SGB  III nicht. 
Die fehlende Einbeziehung in die Arbeitslo-
senversicherung verstärkt darüber hinaus 
den negativen Eff ekt, dass die Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) mangels Kostendruck 
oder Auswirkung auf die Arbeitslosensta-
tistik keine Veranlassung sieht, behinder-
te Menschen bei einem Übergang von der 
WfbM auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
zu fördern.

An dieser Stelle zeigt sich, welche Pro-
bleme mit der starren Einteilung zwischen 

VI erreichen kann. Vor dem Hintergrund 
der Rechtsprechung des BVerfG, wonach 
das Erfordernis der langen Wartezeiter-
füllung nicht gegen das Benachteiligungs-
verbot verstößt, ist ein Nebeneinander der 
Rentenansprüche im Falle einer tatsäch-
lich ausgeübten Beschäftigung zu disku-
tieren.

Zur Abklärung der rentenrechtlichen 
Auswirkungen empfi ehlt es sich, eine 
rentenrechtliche Beratungspfl icht einzu-
führen. Dies ist vor allem für potentielle 
Budgetnehmer von Bedeutung, die bereits 
eine Erwerbsminderungsrente beziehen 
und für die in Folge dessen z. B. die Hinzu-
verdienstgrenze gilt und über deren Aus-
wirkung keine pauschale Aussage möglich 
ist.

2. Einbeziehung in die Arbeitslosenversi-
cherung sicherstellen.
In einigen Bundesländern wird vertre-
ten, dass Budgetnehmer in der Arbeitslo-
senversicherung nach § 28 I Nr. 2 SGB III 
versicherungsfrei seien. Dies wird damit 
begründet, dass Budgetnehmer im Be-
schäftigungsverhältnis weiterhin als voll 

Fließende Übergänge schaffen: das Budget für Arbeit Foto:  Alupus, wikimedia.org, CC BY-SA 3.0 
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FUSSNOTEN

1  http://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/

menschenmitbehinderung/arbeitundausbildung/

bud-get_fuer_arbeit/forschungsvorhaben_zum_

budget_fuer_arbeit_/forschungsvorhaben_zum_

budget_fuer_arbeit.jsp.

5. Sofern Dienstleistungen im Wege des 
Vergaberechts beauftragt werden, ist das 
Vergabeverfahren „sensibel“ auszugestal-
ten. Insbesondere ist den Qualitätskriterien 
bei den Ausschreibungsbedingungen eine 
herausgehobene Rolle einzuräumen.

IV. Gesetzliche Umsetzung
Schon heute fi nden sich in den verschiede-
nen Sozialgesetzbüchern einzelne Leistun-
gen, die sich zu einem Leistungsbündel im 
Sinne eines Budgets für Arbeit zusammen-
setzen lassen (z.  B. berufsvorbereitende 
Leistungen, Berufsausbildungsförderung, 
betriebliche Praktika, Vermittlungsleistun-
gen, Beratung, berufl iche Teilhabeleistun-
gen gem. §§  33, 34 SGB  IX, begleitende 
Hilfen im Arbeitsleben, Leistungen in allen 
Bereichen der Werkstatt, Minderleistungs-
ausgleich, befristeter Eingliederungszu-
schuss, Berufsbegleitung, sozialversiche-
rungsrechtliche Vergünstigungen usw.). 
Typischerweise sind mindestens drei bzw. 
vier Sozialleistungsträger (BA, Eingliede-
rungshilfe, Integrationsamt, GRV), zwei 
Bildungsträger (Schule und Berufsschule), 
ein Einrichtungsträger (WfbM) und ein pri-
vater Ausbilder oder Arbeitgeber sowie der 
behinderte Mensch und seine Angehörigen 
involviert.

Die frühzeitige Koordination von deren 
Verantwortungen und Aktivitäten ist ent-
scheidend für die gelingende personen-
zentrierte Leistungsgewährung. Die Integ-
rationsämter haben sich in den bisherigen 
Prozessen als besonders sachkundige Ak-
teure und Koordinatoren erwiesen. Ihnen 
ist gesetzlich die Prozessverantwortung 
aufzuerlegen.

Zugleich ist das Budget für Arbeit als 
Komplexleistung zu normieren, das sich 
im Einzelfall aus den personenzentriert 
notwendigen Teilen zusammensetzt. Ein 
passender Regelungsort hierfür ist §  102 
SGB IX.

der Sozialversicherung dar. Auf ihn passen 
bisher weder die Leistungsvoraussetzun-
gen der GRV (volle Erwerbsminderung) 
noch der BA (Erwerbsfähigkeit).

3. Anspruchsgrundlage für dauerhaften 
Eingliederungszuschuss und dauerhaften 
Minderleistungsausgleich schaff en.
Das derzeitige Sozialrecht sieht keine 
Rechtsgrundlage für einen dauerhaften 
und verlässlichen Minderleistungsaus-
gleich vor. Der Minderleistungsausgleich 
dient dem Ausgleich der behinderungs-
bedingten Leistungseinschränkung und 
kommt sowohl dem behinderten Menschen 
als auch dem Arbeitgeber zu gute. Eine 
ausdrückliche Anspruchsgrundlage ist un-
erlässlich.

4. Leistungszuständigkeit beim jeweils zu-
ständigen Leistungsträger; Leistung naht-
los durch Integrationsamt, Kompensation 
wie bei Arbeitsassistenz.

Basierend auf dem gegliederten Sozi-
alrechtssystem sind verschiedene Leis-
tungsträger für unterschiedliche Unter-
stützungsleistungen zuständig. Für die 
Betroff enen ist es äußerst schwierig, die 
Schnittstellen der Leistungsgesetze mit 
den jeweils geltenden Zugangsvorausset-
zungen zu durchschauen. Zudem wirken 
sich wechselnde Ansprechpartner und der 
mit einem Zuständigkeitswechsel verbun-
dene bürokratische Aufwand negativ auf 
die Einstellungsbereitschaft potentieller 
Arbeitgeber aus. Zur Vermeidung dieser 
Schwierigkeiten sollte den Integrations-
ämtern die Gesamtprozessverantwortung 
übertragen werden, sodass die Unterstüt-
zungsleistungen nahtlos von diesen ausge-
führt werden können. Ähnlich wie bei der 
Arbeitsassistenz (§ 33 Abs. 8 SGB IX) stün-
de dem Integrationsamt gegen den jeweils 
zuständigen Leistungsträger ein Anspruch 
auf Erstattung seiner Aufwendungen zu.

Kontakt und nähere Informationen
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tion „unten“  Platz für weniger qualifi zierte 
Menschen. Das erleichtert auch die Be-
schäftigung vieler behinderter Menschen.

3. der Sozialhilfeträger – in Hessen der LWV 
– kann damit die engen Grenzen der gesetz-
lichen Vorgaben des SGB XII kreativ gestal-
ten. Nach § 54 SGB XII i. V. m. § 41 SGB IX 
ist der Sozialhilfeträger für die Finanzie-
rung der Beschäftigung im Arbeitsbereich 
einer anerkannten WfbM zuständig für die-
jenigen Leistungsberechtigten, die keinen 
anderen Kostenträger haben. Es geht da-
bei um Personen, bei denen eine Beschäf-
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
wegen Art oder Schwere der Behinderung 
nicht, noch nicht oder noch nicht wieder 
in Betracht kommen und die in der Lage 
sind, wenigstens ein Mindestmaß an wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung 
zu erbringen. Sie gelten als dauerhaft voll 
erwerbsgemindert, also erwerbsunfähig. 

gleichen Rechten und Pfl ichten wie ande-
ren Arbeitnehmern auch, zu einem Ein-
kommen, das dem Entgelt der anderen 
Kollegen entspricht. Sie werden damit in 
aller Regel zugleich unabhängig von Sozi-
alhilfeleistungen und können ihren Lebens-
unterhalt eigenständig bestreiten.

2. die Arbeitgeber, die durch den Zuschuss 
des Budgets für Arbeit auch Personen in 
ihren Betrieben wirtschaftlich einsetzen 
können, bei denen es ohne diesen Zuschuss 
schwierig bis unmöglich wäre. Im Zuge des 
Fachkräfte- und allgemeinen Arbeitskräf-
temangels könnte großes Interesse daran 
bestehen, möglichst viele Menschen zu be-
fähigen, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
tätig zu sein. Dafür brauchen wir nicht nur 
Menschen mit hohen oder höchsten Qua-
lifi kationen. Wenn dem Fachkräftemangel 
durch Höherqualifi kation begegnet werden 
soll, macht jeder Aufstieg in der Qualifi ka-

Hessisches Budget für 
Arbeit! Aber wie?
Von Andreas Jürgens

Hinter dem Begriff  „Budget für 
Arbeit“ verbergen sich verschiedene 
Modelle die eines gemeinsam haben: 
behinderten Menschen, die in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen 
beschäftigt sind oder ohne das Bud-
get für Arbeit in einer solchen aufge-
nommen würden, durch fi nanzielle 
Unterstützung eine Beschäftigung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen. 

Warum denken wir über ein Budget für 
Arbeit nach? Dafür sprechen verschiedene 
Interessenlagen:
1. die betroff enen behinderten Menschen 
sollen dabei unterstützt werden, statt der 
Sonderwelt WfbM eine Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu fi nden, 
d.h. gemeinsam mit nicht behinderten 
Menschen, in regulären Betrieben. In ei-
nem ordentlichen Arbeitsvertrag mit den 
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ten und Ihnen zu ermöglichen, ihre Leis-
tungs- oder Erwerbsfähigkeit zu erhalten, 
zu entwickeln, zu erhöhen oder wieder-
zugewinnen. „Sie fördert den Übergang 
geeigneter Personen auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnah-
men“ (§ 136 Abs. 1 Satz 3 SGB IX). Dieser 
gesetzlichen Verpfl ichtung nachzukommen 
wird den Werkstätten durch ein Budget für 
Arbeit vermutlich erleichtert.

Dem gesetzlichen Auftrag haben sich 
die Träger der hessischen Werkstätten für 
behinderte Menschen und der LWV Hessen 
bereits in den 1990iger Jahren gestellt. Mit 
dem damaligen Hessischen Konzeptions-
papier zur Schaff ung und Finanzierung 
von Arbeits-, Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsplätzen außerhalb von Werkstätten 
für Behinderte, wie sie damals bezeichnet 
wurden, wurde ein innovativer Ansatz ver-
folgt, der sich aus meiner Sicht durchaus 
bewährt hat.

Arbeit darf jedenfalls nicht teurer sein, 
möglichst sogar preiswerter, als ein Werk-
stattplatz. Wenn eine freiwillige Sozialhilfe-
leistung wie das Budget für Arbeit erbracht 
werden soll, geht dies nur, wenn dadurch 
andere Ausgaben in gleicher Höhe oder gar 
darüber hinaus erspart werden. 

Für den LWV Hessen kann ich daher 
zwei grundlegende Bedingungen für ein 
Budget für Arbeit bereits festhalten: es 
geht um den Personenkreis der Werkstatt-
berechtigten Menschen und kann nicht 
mehr Leistungen umfassen, als beim alter-
nativen Werkstattbesuch ausgegeben wer-
den müssten. 

Die Werkstätten für behinderte Menschen 
als Einrichtung zur Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben haben nach 
§ 136 SGB IX den Auftrag, behinderten 
Menschen eine angemessene berufl iche 
Bildung und eine Beschäftigung anzubie-

Für die Förderung der Beschäftigung von 
erwerbsfähigen behinderten Menschen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt sind ande-
re Sozialleistungsträger, insbesondere die 
Bundesagentur für Arbeit und die Renten-
versicherungsträger, sowie das Integrati-
onsamt zuständig. Für die Sozialhilfeträger 
kommt daher eine Förderung von Beschäf-
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
tatsächlich nur in Betracht, wenn ansons-
ten eine Beschäftigung in einer WfbM ge-
zahlt werden müsste. Für uns beschränkt 
sich daher die Zielgruppe bei einem Budget 
für Arbeit tatsächlich auf diesen Personen-
kreis. Gelegentlich geäußerte Wünsche, 
dass das Budget für Arbeit auch für ande-
re Personen gelten soll, müssten sich nach 
der heutigen Rechtslage an andere Träger 
richten. 

Für den Sozialhilfeträger gibt es aber noch 
eine weitere Leitplanke: das Budget für 

Foto: wikimedia.org
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Parallel dazu hat der LWV Hessen den 
Werkstätten, die sich diesem Auftrag im 
besonderen Maße stellen wollten, zusätz-
liches Personal - Fachkräfte für berufl iche 
Integration (FBI) - fi nanziert, welches sich 
mit diesem Themenfeld schwerpunktmäßig 
beschäftigt hat.

Um die Grundlagen für die Arbeit zu 
aktualisieren, hat eine Arbeitsgruppe ein 
Nachfolgepapier zu dem bereits zitierten 
Hessischen Konzeptionspapier erarbeitet, 
das Ihnen vielleicht als Hessisches Über-
gangspapier – kurz HÜP genannt - ein Be-
griff  ist. Ein zentraler Punkt bei der Über-
arbeitung war bei den Betriebsintegrierten 
Beschäftigungsplätzen, wie die früheren 
„Außenarbeitsplätze“ jetzt heißen, stärker 
den individuellen Bedarf des behinderten 
Menschen in den Mittelpunkt zu rücken. 

Parallel dazu wurde zwischen der Liga 
der Freien Wohlfahrtspfl ege in Hessen, 
den Verbänden privater Träger in Hessen 
und dem LWV Hessen eine Rahmenziel-
vereinbarung über den Ausbau von Be-
triebsintegrierten Beschäftigungsplätzen 
– kurz BiB genannt - für den Zeitraum vom 
01.01.2013 bis 31.12.2016 abgeschlossen. 
Ziel dabei ist es, die Betriebsintegrierten 
Beschäftigungsplätze von 600 wie zu Be-
ginn dieser Laufzeit auf 1200 bis zum Ende 
der Laufzeit zu verdoppeln. Dabei sind die 
Personen auf den BiBs weiterhin Mitar-
beiter der Werkstatt zu den Bedingungen 
der Werkstattmitarbeiter. Die Idee ist al-
lerdings, dass bei einer entsprechenden 
Eignung auch ein Übergang in den Betrieb 
erfolgt, bei dem die BiBs eingerichtet sind.

Nach zwei Jahren kann festgestellt wer-
den, dass die Zahl der 600 BiB im Vergleich 
zum Beginn des Abschlusses der Rahmen-
zielvereinbarung um nahezu 50 % auf 887 
BiB zum 31.12.2014 gesteigert werden 
konnte. Bei mehr als 16.500 Personen, 
die in Kostenträgerschaft des LWV Hessen 

in hessischen Werkstätten für behinderte 
Menschen beschäftigt sind, eine beachtli-
che Zahl.

Dies ist ein Erfolg für jede einzelne Per-
son, die die Chance erhält, sich auf einem 
BiB zu profi lieren, und ggf. den Schritt 
schaff t, ein sozialversicherungspfl ichtiges 
Beschäftigungsverhältnis auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt einzugehen. Auch 
bei diesem Ziel, das unserem in 2013 ver-
abschiedeten Leitbild Inklusion entspricht, 
konnten wir bezogen auf die Leistungsbe-
rechtigten in Zuständigkeit des LWV Hes-
sen eine kontinuierliche Steigerung in den 
letzten fünf Jahren feststellen.

Waren es in 2010 noch 21 Personen, 
konnten in 2011 bereits 23 Personen den 
Wechsel auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
in ein sozialversicherungspfl ichtiges Be-
schäftigungsverhältnis vollziehen. In 2012 
und 2013 haben jeweils 28 Personen die-
sen Schritt geschaff t, wobei im letzten Jahr 
2014 wiederum eine Steigerung auf 35 Per-
sonen festzustellen war.

Hinzu kommen noch die Personen, die 
den Wechsel vollziehen und in Kostenträ-
gerschaft z. B. der Bundesagentur für Ar-
beit, der Deutschen Rentenversicherung 
oder anderer außerhessischer Sozialhilfe-
träger stehen. Bezogen auf die Jahre 2012 
und 2013 sind die Vermittlungen in Ihrer 
Gesamtheit über alle Kostenträger hinweg 
von 37 im Jahr 2012 auf 48 in 2013 gestie-
gen.

Auch in das seit 2014 geltende Hessische 
Perspektivprogramm zur Verbesserung der 
Arbeitsmarktchancen schwerbehinderter 
Menschen – kurz HePAS – konnten wir aus-
drücklich die Förderung beim Übergang 
von einer Werkstatt in ein sozialversiche-
rungspfl ichtiges Beschäftigungsverhältnis 
aufnehmen.

Für diese Personen gilt: sie konnten 
ohne zusätzliches Budget für Arbeit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig wer-

den. Sie leben derzeit unabhängig von Hilfe 
zum Lebensunterhalt und von Eingliede-
rungshilfe.

Wir müssten ein Budget für Arbeit so ge-
stalten, dass wir die bisherigen Erfolge 
noch steigern können, ohne reine Mit-
nahmeeff ekte zu erzielen. Bei der Ausge-
staltung sind eine Reihe von Aspekten zu 
beachten, die ich im Folgenden skizzieren 
möchte.

Da ist zunächst einmal die Sicht des 
betroff enen behinderten Menschen: Er 
wird einer Tätigkeit auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt nachgehen und dazu einen 
Arbeitsvertrag abschließen. Dies bedeutet 
eine rechtliche Gleichstellung mit ande-
ren Arbeitnehmern statt der besonderen 
Rechtsstellung der Werkstattmitarbeiter, 
die nach wie vor nicht als Arbeitnehmer 
gelten. 

Die Arbeit wird es ermöglichen, ein 
möglichst selbständiges Leben zu führen 
und den eigenen Lebensunterhalt aus ei-
genen Kräften sicherzustellen. Dies führt 
zu mehr Selbstbestimmung und Selbstbe-
stätigung. Der Landschaftsverband West-
falen-Lippe hat festgestellt, dass bei den 
Personen, die über das dortige Budget für 
Arbeit den Übergang auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt geschaff t haben, wohl auch 
der Unterstützungsbedarf im Bereich Woh-
nen sinkt. Wer mehr Selbstständigkeit im 
Bereich Arbeit erfährt, fi ndet sich auch in 
anderen Lebensbereichen besser zurecht 
und braucht hierbei weniger Unterstüt-
zung. Für die betroff enen Menschen ein 
Zugewinn an Selbstbestimmung. Für den 
Kostenträger eine zusätzliche Entlastung.

Diesem Ansatz der Normalisierung muss 
aus meiner Sicht auch die technische Um-
setzung folgen. Das Budget für Arbeit kann 
daher nicht nach dem Prinzip erbracht 
werden, wie wir es vom persönlichen Bud-
get in anderen Leistungsbereichen kennen. 
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Das persönliche Budget bedeutet, dass der 
Betroff ene Geld erhält, mit dem er sich so-
ziale Dienstleistungen – z.B. im betreuten 
Wohnen – am Markt eigenständig beschaf-
fen kann. Das Arbeitsverhältnis ist aber 
dadurch gekennzeichnet, dass der Arbeit-
nehmer Arbeitszeit und Arbeitsleistung 
schuldet, der Arbeitgeber das entsprechen-
de Entgelt. Dazu würde es nicht passen, 
wenn der (behinderte) Arbeitnehmer den 
Arbeitgeber dafür bezahlt, dass dieser ihn 
beschäftigen und bezahlen kann. Das Bud-
get für Arbeit sollte daher m.E. als Lohn-
kostenzuschuss an den Arbeitgeber aus-
gestaltet als direkte Leistung und nicht im 
„Umweg“ über den Leistungsberechtigten 
sein.

Aus Sicht der Betroff enen ist ein weite-
rer Aspekt von Bedeutung. Bei der Be-
schäftigung in einer WfbM werden aus 
Bundesmitteln Rentenversicherungsbei-
träge geleistet, die den Betroff enen eine 
Erwerbsminderungsrente nach 20 Jahren 
aufgrund von Beiträgen in Höhe von 80% 
eines Durchschnittsbeitrags gewährleisten. 
Bei einer Beschäftigung auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt werden Rentenversiche-
rungsbeiträge nach dem realen Einkom-
men berechnet, das beim Budget für Arbeit 
in den meisten Fällen deutlich darunter lie-
gen wird, vermutlich eher in der Nähe des 
Mindestlohns. 

Für diejenigen, die bereits eine Rente 
beziehen, oder kurz davor sind, ist daher 
ein Wechsel auf den allgemeinen Arbeits-
markt nicht sehr attraktiv. In Betracht 
kommen daher aus meiner Sicht vor allem 
Personen, die unmittelbar vor Aufnahme in 
eine Werkstatt stehen oder erst relativ kur-
ze Zeit dabei sind. 

Auch für diese Personen, so zeigen es 
auch die Regelungen in anderen Bundes-
ländern, ist es unerlässlich, den betrof-
fenen Personen ein uneingeschränktes 

Rückkehrrecht in die Werkstatt für be-
hinderte Menschen einzuräumen, sofern 
die Tätigkeit auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt nicht weiter aufrechterhalten 
werden kann. In diesem Falle müssten die 
bereits erworbenen Anwartschaften, die 
aus früheren Beschäftigungszeiten in der 
WfbM herrühren, wieder aufl eben.

Die betroff enen Personen können wei-
terhin als dauerhaft voll erwerbsgemindert 
gelten, da sie nur mit diesem Lohnkosten-
zuschuss ein sozialversicherungspfl ichtiges 
Beschäftigungsverhältnis eingehen kön-
nen.

Daraus abgeleitet die nicht minder be-
deutsame Frage, welche Folgen sich bzgl. 
der rentenversicherungsrechtlichen An-
sprüche mit dem Wechsel aus der Werk-
statt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
ergeben? Diese Fragen müssen geklärt 
werden.

Aus Sicht des Sozialhilfeträgers ist die fi -
nanzielle Ausgestaltung eines Budgets für 
Arbeit von Bedeutung. Wie hoch soll ein 
Zuschuss sein, welchen Anteil sollen die Ar-
beitgeber übernehmen, wie kann erreicht 
werden, dass v.a. die Personen profi tieren, 
die ansonsten keine oder kaum Aussichten 
haben. Es soll schließlich so ausgestaltet 
sein, dass potentielle Arbeitgeber mit den 
fi nanziellen Konditionen eine Perspektive 
für behinderte Menschen bieten können. 
Soweit ich informiert bin, wird in den meis-
ten Ländern, in denen ein Budget für Ar-
beit existiert, ein Zuschuss von bis zu 70 % 
des Arbeitgeberbruttos geleistet, höchstens 
jedoch der im Falle einer WfbM-Beschäfti-
gung zu zahlende Betrag. 

Auch kommt es entscheidend darauf an, 
ob neben Eingliederungshilfemitteln des 
Sozialhilfeträgers auch ergänzende Mittel 
des Integrationsamtes aus der Ausgleichs-
abgabe eingesetzt werden können. Wie 
Ihnen bekannt ist, leistet das Integrations-

amt einen nicht unerheblichen Beitrag an 
fi nanziellen Leistungen an den Arbeitge-
ber, wenn dieser einen schwerbehinderten 
Menschen – gerade im Anschluss an Be-
schäftigung in einer Werkstatt für behin-
derte Menschen - beschäftigt. Diese sollten 
Bestandteil eines Budgets für Arbeit sein. 
Dies muss mit dem Hessischen Ministerium 
für Soziales und Integration abgestimmt 
werden, bei dem die Fachaufsicht für das 
Integrationsamt liegt. Wichtig ist auch die 
Frage, inwieweit ein Integrationsfachdienst 
die Begleitung am Arbeitsplatz sicherstel-
len kann, um den Wechsel aus der Werk-
statt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt für 
den behinderten Menschen und für den Ar-
beitgeber erfolgreich zu gestalten. 

Von der Klärung dieser und einiger wei-
terer Fragen wird abhängen, ob und wie 
ggf. ein Hessisches Budget für Arbeit zu 
verwirklichen ist. 

Der Beitrag beruht auf einem Vortrag am 23.4.2015 

in Marburg/Lahn und wurde auch im Diskussionsfo-

rum der DVfR veröffentlicht.
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jährige und zugleich sehr spezifi sche Er-
fahrungen der Integration von Menschen 
mit Behinderungen verfügen. Zu ihnen 
zählen die beiden Werkstätten für behin-
derte Menschen Elbe-Werkstätten GmbH 
und alsterarbeit gGmbH sowie die Integra-
tionsfachdienste Hamburger Arbeitsassis-
tenz und Arinet GmbH. Die Leistungen die-
ser Akteure werden auf Arbeitgeberseite 
durch den Bildungs- und Integrationsfach-
dienst Hamburg (BIHA) und auf Seiten be-
trieblicher Interessenvertretungen durch 
die Beratungsstelle handicap/Arbeit und 
Leben Hamburg unterstützt. 

Die Koordination dieses Netzwerkes ist 
eine gemeinsame Leistung der beteiligten 
Partner, die einerseits durch ein akteurs-
übergreifendes Austauschgremium – dem 
von der BASFI organisierten „Runden 
Tisch“ – und andererseits durch Koopera-
tionsrunden auf operativer Ebene und fall-
weisen bilateralen Abstimmungen verfolgt 
wird. Diese Form der integrierten Steue-

dem Hamburger Budget für Arbeit aus der 
Werkstatt für Behinderte Menschen in die 
arbeitsmarktliche Inklusion“ sollen in den 
Jahren 2012 bis 2014 insgesamt 100 Be-
schäftigte aus den WfbM in sozialversiche-
rungspfl ichtige Beschäftigung vermittelt 
werden. Bei erfolgreicher Umsetzung des 
Modellvorhabens ist die dauerhafte Etab-
lierung der Förderleistungen im Rahmen 
der Eingliederungshilfe vorgesehen. Zen-
trale Konditionen des Hamburger Budget 
für Arbeit sind drei Elemente:
• Gewährleistung eines langfristigen bis 

dauerhaften Minderleistungsausgleichs.
• Kontinuierliche Arbeitsbegleitung auf 

neuer rechtlicher und prozeduraler 
Grundlage.

• Sicherung eines Rechtsanspruchs auf 
ein Rückkehrrecht in die WfbM.

Umsetzung
Die Umsetzung des Modellvorhabens wird 
von Einrichtungen getragen, die über lang-

 Das „Hamburger Budget für 
Arbeit“
Die Umsetzung der UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderung 
wird in Hamburg mit hoher politischer Un-
terstützung verfolgt. Die verstärkte Förde-
rung des Übergangs aus den Werkstätten 
für behinderte Menschen (WfbM) in sozial-
versicherungspfl ichtige Arbeitsverhältnisse 
stellt daher einen Schwerpunkt des Ham-
burger Landesaktionsplans dar. Neben der 
fachlichen Umsetzung von Artikel 27 UN-
BRK und der Notwendigkeit, für Menschen 
mit Behinderung echte Wahlmöglichkeit im 
Bereich Arbeit zu gewährleisten, gilt die 
Einführung eines Budgets für Arbeit auch 
als ein Weg, den mit der erheblichen Zu-
nahme der Anzahl der Werkstattplätze ein-
hergehenden Ausgabenanstieg zu brem-
sen.

Programmziele
Im Rahmen des Modellvorhabens „Mit 

Hamburger Budget für 
Arbeit
Zusammenfassung des Evaluationsberichts, der im Auftrag des 

Hamburger Integrationsamts durch die Lawaetz-Stiftung im Dezember 

2014 erstellt wurde. 
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und sich im Rahmen des Projektes aufein-
ander zu bewegt.

In diesem Zusammenhang sind unter 
anderem Verbesserungen in den internen 
Kommunikationsprozessen zu nennen, 
die auf eine gezielte Information gerade 
auch der Betriebsstätten der WfbM abzie-
len. Beispielhaft steht dafür der von der 
Hamburger Arbeitsassistenz entwickelte 
Peer-Counseling bzw. -Support Ansatz, der 
gemeinsam mit den beteiligten Elbe-Werk-
stätten fortgeführt werden wird. Befürch-
tungen der Werkstätten hinsichtlich einer 
Konkurrenz um Leistungsträger könnten 
abgeschwächt werden, wenn die Motivlage 
derjenigen besser erkennbar wird, die an 
einem Wechsel in den allgemeinen Arbeits-
markt interessiert sind. Eine Möglichkeit 
zur Verbesserung des sog. Matchings von 
Stellenangeboten und (potentiell) interes-
sierten Werkstattbeschäftigten wird dar-
in gesehen, die Akquisition von vakanten 
Stellen zielgerichteter an den Einsatzmög-
lichkeiten der Zielgruppe auszurichten. 
Entsprechende Ansätze einer intensive-
ren Feinabstimmung in Sachen Stellenbe-
schreibungen, Bewerbersuche und Beglei-
tung von Bewerbungsprozessen sind in der 
Kooperation der Partner schrittweise ent-
wickelt und praktiziert worden. 

Erfolgreiche Übergänge in reguläre Be-
schäftigungen folgen keinem Standardver-
fahren. Die Daten der realisierten Übergän-
ge belegen ebenso wie die Einschätzungen 
der befragten Praktiker, dass der Weg in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt typisch über 
Zwischenstufen (Außenarbeitsplätze, In-
tegrationspraktika) führt. Dabei bleibt der 
Wechsel in ein normales Arbeitsverhältnis 
– gerade auch im Interesse der zu Vermit-
telnden – von Einzelfallentscheidungen ab-
hängig, die sowohl Eignungen und Motive 
der Beschäftigungsuchenden wie Erwar-
tungen der Arbeitgeber abwägen und aus-
tarieren müssen.

verfolgen und nicht bei der Quote von 25% 
Außenarbeitsplätzen zu verharren, die die 
wesentliche Basis für die Überleitung in re-
guläre Beschäftigung und damit auch in das 
Hamburger Budget für Arbeit bildet. Diese 
Umorientierung wird auf Seiten der Werk-
stätten zum Teil durch strukturelle Fak-
toren erschwert. Wenn sich die Aufmerk-
samkeit der Leitungen der Betriebsstätten 
vornehmlich auf den wirtschaftlichen Pro-
duktionserfolg der jeweiligen Bereiche rich-
tet, dann wird – das haben Befragungen der 
Akteure gezeigt – das Hamburger Budget 
für Arbeit nicht selten als konkurrierende 
Institution wahrgenommen, die die ver-
meintlich oder faktisch leistungsstarken 
Mitarbeiter abwirbt. Für die Hamburger 
Werkstätten gilt, dass die Vermittlung aus 
den eigenen Betrieben heraus noch stärker 
zu entwickeln und in den Fokus zu nehmen 
ist. Die Herausforderung für die Betriebslei-
tungen besteht auch darin, den wirtschaft-
lichen Produktionsprozess so zu steuern, 
dass eine Anpassung an abnehmende Be-
schäftigtenzahlen möglichst spannungsfrei 
vollzogen werden kann. 

Auswirkungen
Im Zuge der Umsetzung des Modellvorha-
bens Hamburger Budget für Arbeit haben 
sich die Kooperationsformen im Projekt-
verlauf sowohl durch die Beteiligung al-
ler Partner in den gemeinsamen Abstim-
mungsrunden als auch in der operativen 
Zusammenarbeit kontinuierlich weiterent-
wickelt und gefestigt. Angesichts der Ver-
schiedenheit der Rollen und Aufgaben der 
Partner in ihrem jeweiligen Kerngeschäft 
(Werkstätten, Integrationsfachdienste und 
unternehmensbezogene Beratungsstellen) 
kann die jetzt erreichte Form der Zusam-
menarbeit als ein grundsätzlicher Erfolg 
bewertet werden. Die Partner haben die 
Ziele, Arbeitszusammenhänge und Metho-
den der jeweils anderen kennen gelernt 

rung schreibt den Akteuren der WfbM und 
der IFD – trotz bestehender organisations-
struktureller Unterschiede - die gleichen 
Aufgaben zu. Die Koordination des Netz-
werkes stand deshalb vor den Aufgaben, 
Einzelschritte intern mit ausreichender 
Transparenz zu vollziehen und die Leis-
tungen der beiden Beratungsstellen (BIHA; 
handicap) angemessen in die Vermittlungs-
arbeit einzubinden. 

Eine zentrale Herausforderung für die 
Erreichung der Programmziele ergab sich 
daraus, zwei konträre, allerdings fachlich 
und funktional begründete Perspektiven 
operativ so weit wie möglich in Einklang 
zu bringen. Auf der einen Seite eine un-
ternehmensorientierte Perspektive, der 
zufolge das vorhandene Potential an Ar-
beitsplätzen im allgemeinen Arbeitsmarkt 
für Menschen mit Behinderungen aufgrund 
des Selbstverständnisses und der Interes-
senlage der WfbM nicht gedeckt werden 
könne. Auf der anderen Seite eine perso-
nenorientierte Perspektive, der zufolge das 
Hamburger Budget für Arbeit nur für einen 
kleinen Teil der Werkstattbeschäftigten – 
abhängig von individueller Eignung und 
Motivation - in Frage käme. 

Herausforderung für Werkstätten
Vor diesem Hintergrund kann das Ham-
burger Budget für Arbeit als Prototyp ei-
nes neuen Lohnsystems für erwerbsfähige 
Menschen mit Schwerbehinderung gelten. 
Dabei geht es nicht mehr darum, Transfer-
leistungen zu stückeln und an Kostenposi-
tionen (HLU, Fahrgeld, Taschengeld etc.) 
zu binden, sondern ein personenbezoge-
nes Budget zur Bestreitung des Lebensun-
terhalts zur Verfügung zu stellen. Dies zu 
etablieren und als ein Stück Normalität zu 
leben, dürfte die größte Herausforderung 
sein. Auf Seiten der Werkstätten bedeutet 
das auch, den eingeschlagenen Weg der 
Außenorientierung konsequent weiter zu 
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Die Sicht der Vermittelten:
Diese Unsicherheiten im Übergangsprozess 
spiegeln sich auch im Erleben der Vermit-
telten. Etwa die Hälfte von ihnen war nicht 
frei von Bedenken und 70% empfanden die 
Eingewöhnung an die konkreten Arbeitsbe-
dingungen wenigstens teilweise als heraus-
fordernd. Besonders wichtig war in diesem 
Zusammenhang die weitere Unterstützung 
durch die Arbeitsbegleitungen – 96% emp-
fanden sie als hilfreich. Gefallen am neuen 
Arbeitsplatz fanden 90% - am häufi gsten 
wurden das Betriebsklima und die Aufga-
benvielfalt genannt. Wenn es dabei auch 
zu Problemen kam – davon berichten etwa 
zwei Drittel - dann betraf das unterschied-
liche Aspekte wie Kritik von Kollegen, 
Arbeitszeitregelungen oder auch Arbeits-
druck. 

Für nahezu alle Vermittelten (95%) hat 
die Aufnahme einer regulären Beschäfti-
gung die alltägliche Lebensführung spür-
bar verändert. Als ausschlaggebend sind 
mit diesem Wechsel Autonomiegewinne er-
lebt worden – diese drückten sich sowohl in 
einer verbesserten Einkommenslage (85%) 
als auch in gestiegenem Selbstvertrauen 
(61%) aus. Dieses Erleben höherer Selb-
ständigkeit erklärt, warum für die Meisten 
(84%) – trotz der bestehenden rechtlichen 
Möglichkeit – eine Rückkehr in den alten 
Status nicht in Betracht kommt. 

Erfahrungen der Unternehmen
Die geschaff enen Arbeitsplätze bewegen 
sich – nach Aussagen der Unternehmen – 
überwiegend im angelernten (47%) bzw. 
ungelernten Bereich (42%); lediglich rd. 
10% entfallen auf qualifi zierte Tätigkeiten. 
Nur in Ausnahmen kam es zu Einstellun-
gen von Personen, die dem Betrieb zuvor 
nicht bekannt waren. In der Regel erfolg-
ten die Zugänge in Beschäftigung über 
Praktika (56%) oder Außenarbeitsarbeits-
plätze (33%).

Die Unternehmen haben klare Vorstel-
lungen über die Voraussetzungen, die bei 
einer Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen gegeben sein müssen. Es 
kommt für sie in erster Linie auf die per-
sönliche Motivation an (94%) und sehr 
wichtig ist ebenfalls eine vorherige Einar-
beitungsphase über Praktika o.ä. (69%); 
demgegenüber sind berufsfachliche As-
pekte (vergleichbare Arbeitserfahrungen, 
fachliche Fähigkeiten) von nachgeordneter 
Bedeutung. Befragt nach ihren bisherigen 
Erfahrungen bestätigen die Unternehmen, 
dass die Beschäftigten die Arbeitsanforde-
rungen gut (33%) bzw. eher gut (57%) be-
wältigen. Zugleich unterstreichen sie zwei 
wichtige Faktoren: die Beschäftigten müs-
sen von den Kollegen unterstützt (58%) und 
von Arbeitsbegleitungen weiterhin betreut 
werden (46%). 

Insgesamt stellen die Unternehmen dem 
Hamburger Budget für Arbeit sehr gute 
Noten aus. Die befragten Unternehmen 
sind ebenso mit den Programmkonditio-
nen, der Gestaltung der Lohnkostenförde-
rung und der administrativen Abwicklung 
wie mit dem Einstellungsprozess und der 
Arbeitsbegleitung vor Ort sehr zufrieden 
bzw. zufrieden. Zusammengefasst bewegt 
sich die Zufriedenheitsquote zwischen 91% 
und 94%. Die sehr hohe Akzeptanz des Pro-
gramms kommt schließlich auch darin zum 
Ausdruck, dass fast alle (94%) der bisher 
beteiligten Unternehmen auch künftig - bei 
entsprechendem Personalbedarf – Men-
schen mit Behinderungen im Rahmen des 
Programms beschäftigen würden. 

Ergebnisse
Zusammenfassend gesprochen zeigen die 
Befunde der externen Evaluation des Mo-
dellvorhabens „Mit dem Hamburger Budget 
für Arbeit aus der Werkstatt für Behinderte 
Menschen in die arbeitsmarktliche Inklusi-
on“, dass die mit dem Programm gesetzten 

Ziele in einem sehr hohen Maße erreicht 
worden sind. Die quantitative Vorgabe von 
100 Vermittelten (bis Jahresende 2014) ist 
mit Stand September annähernd realisiert 
(80). Die Aussagen der Vermittelten bestäti-
gen die normativen Erwartungen, dass der 
Wechsel in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
im Rahmen der Programmkonditionen von 
der überwiegenden Mehrheit als deutliche 
Verbesserung in Richtung einer selbstän-
digen Lebensführung erfahren wird. Auf 
Seiten der beteiligten Unternehmen treff en 
Programm wie Programmumsetzung auf 
eine außerordentlich hohe Akzeptanz; eine 
Bereitschaft zur weiteren Beteiligung an 
dem Programm erscheint aus Sicht der Un-
ternehmen gewährleistet. Die Umsetzung 
des Programms ist durch die Kooperation 
der beteiligten Akteure sehr professionell 
geleistet worden. Im Zuge der Umsetzung 
hat sich die Kooperation der – organisati-
onsstrukturell wie funktional sehr unter-
schiedlichen - Partner intensiviert; damit 
sind Voraussetzungen geschaff en, das Po-
tenzial der Beschäftigungsmöglichkeiten 
für das Hamburger Budget für Arbeit in 
Unternehmen des allgemeinen Arbeits-
marktes noch stärker zu nutzen. Auch 
wenn in diesem Zusammenhang eine Öff -
nung der Zielgruppen (ggf. über den Werk-
stattstatus hinaus) erwogen werden sollte 
- das Hamburger Budget für Arbeit ist ein 
hochspezialisiertes und voraussetzungs-
reiches Angebot, kein im Rahmen von SGB 
XII/SGB II fl ächendeckendes Programm. 

Der Bericht wurde erstellt von Dr. Thomas Mirbach, 

Katrin Triebl, Peer Gillner, Daniel Bode, Cornelia 

Enss und Christina Benning und ist erhältlich unter 

http://www.lawaetz.de/fi leadmin/lawaetz/dokumen-

te/archiv/Aktuelles/Hamburger_Budget_fuer_Arbeit_

hat_sich_bewaehrt/Evaluationsbericht_HH_Bud-

get__18-12-2014.pdf
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den betroff enen Eltern Mut und verdeut-
licht, dass für SchülerInnen mit besonde-
rem Förderbedarf durchaus Chancen auf 
einen Arbeitsplatz am allgemeinen Arbeits-
markt bestehen und der Weg nicht zwangs-
läufi g in eine Werkstatt für behinderte 
Menschen führen muss. Gerade für Eltern, 
die vor der Entscheidung stehen, wie es mit 
ihrem Kind nach der Förderschule weiter-
gehen soll, bietet das Gespräch mit einem 
Peer Counselor die Möglichkeit, durch ein 
konkretes Beispiel eines gelungenen Über-
gangs in den Arbeitsmarkt ihre Ängste 
und Verunsicherungen zu verlieren. Die 
Peer BeraterInnen kennen mögliche Be-
denken und Schwierigkeiten aus eigener 
Erfahrung, können wertvolle Hinweise 
geben, Fachwissen aus verschiedenen Ar-
beitsbereichen vermitteln sowie Wege und 
Stolpersteine aufzeigen. Das Wissen und 
die Erfahrung der Peer Counselors gibt 
Denkanstöße und trägt dazu bei, Barrieren 
abzubauen und individuelle Problemlösun-
gen zu entwickeln. Positive Beispiele von 
SchülerInnen, die es trotz einer Behinde-
rung geschaff t haben, auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, können dazu 
beitragen, Bedenken von Eltern auszu-
räumen (Wie geht Berufsausbildung mit 
Behinderung? Worauf muss man achten? 
Ist mein Kind am Arbeitsmarkt nicht über-
fordert?) und sie in der Auff assung zu be-
stärken, dass auch ihr Kind einen Platz auf 

schaftsbau verbunden mit verschiedenen 
Praktika kam er über ein Langzeitprakti-
kum an eine Festanstellung in diesem klei-
nen Familienbetrieb. Herr Becker ist gerne 
draußen, er arbeitet vollzeitig und ist mit 
seinem Job zufrieden, auch wenn bei sai-
sonbedingten erhöhten Auftragslagen gele-
gentlich Überstunden anfallen. Besonders 
stolz ist der 32-Jährige darauf, an seinem 
Arbeitsplatz der einzige Mitarbeiter zu 
sein, der Auto fahren kann. Aufgrund sei-
ner Schwerbehinderung kann Herr Becker 
nicht Lesen und Schreiben. Trotz dieses 
Handicaps schaff te er es, den Führerschein 
zu machen. Mit seinem eigenen Wagen ist 
er mobil und nimmt an diversen Freizeit-
aktivitäten teil. Unter anderem spielt der 
sympathische junge Mann in einer Band 
und nimmt mit dieser auch an öff entlichen 
Auftritten teil.

Seit einigen Monaten engagiert sich Herr 
Becker außerdem ehrenamtlich, indem er als 
Peer Counselor für den IFD Bonn/Rhein-Sieg 
tätig ist. Zusammen mit einer Gruppe von an-
deren Menschen mit einer Behinderung, die 
im Arbeitsleben stehen, bietet er als Experte 
in eigener Sache „Beratung auf Augenhöhe“ 
für Gleichbetroff ene an. Seine Motivation da-
bei ist, dass er seine eigenen Erfahrungen 
anderen Menschen mit einer Behinderung 
vermitteln und ihnen helfen will, ihren Weg 
in den Arbeitsmarkt zu fi nden. 
Die Geschichte von Herrn Becker macht 

„Sie waren das Salz in der 
Suppe!“ 
Das Modellprojekt „Peer Counseling im Rheinland“
Von Ursula Hütte

Seit Juni 2014 ist der Integrations-
fachdienst Bonn/Rhein-Sieg mit sei-
nem Hauptträger INSEL e.V. Teilneh-
mer am Modellprojekt „Erprobung 
von Peer Counseling im Rheinland“. 
Das Projekt ist für weitere zwei Jah-
re geplant. Im folgenden Praxisbe-
richt wird die Umsetzung des Vorha-
bens in der Region Bonn/Rhein-Sieg 
vorgestellt. 

Einbeziehung von Peer-
Beratern bei der Elternarbeit an 
einer Förderschule
Begeistert aufgenommen wurde von den 
anwesenden Eltern, Lehrern und teilneh-
menden Trägern aus dem Bereich der be-
rufl ichen Eingliederung der Beitrag von 
Steff en Becker, einem der 12 für den Inte-
grationsfachdienst Bonn/Rhein-Sieg ehren-
amtlich tätigen Peer-Counselors. Anlässlich 
eines Elternabends in einer Förderschule 
im Rhein-Sieg-Kreis zum Thema „Wie geht 
es nach der Schule weiter?“ berichtete 
Herr Becker von seinem persönlichen Weg 
als Jugendlicher mit einer Lernbehinde-
rung in den ersten Arbeitsmarkt1. 
Herr Becker ist selbst ehemaliger Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
und seit elf Jahren in einer Bonner Fried-
hofsgärtnerei beschäftigt. Nach einem För-
derlehrgang im Bereich Garten- und Land-
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gezielt bei ausgewählten Maßnahmen ein-
bezogen, und stellen sich dort den Fragen 
der SchülerInnen. Anhand ihrer persönli-
chen Geschichte, durch Berichte aus ihrer 
individuellen Arbeitssituation oder auch 
Betriebserkundungen bringen sie den Ju-
gendlichen die Arbeitsrealität näher, zeigen 
ihnen Wege auf und helfen bei der Ausein-
andersetzung mit den eigenen Fähigkeiten 
und Wünschen. 

Auch in den Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfBM) sowie in niederschwel-
ligen Arbeitsangeboten sind Peer-Berater 
aktiv. Im Rahmen von Kooperationsver-
einbarungen mit den Werkstätten beglei-
tet der Integrationsfachdienst Praktika auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt und steht 
bei der Arbeitsaufnahme zur Seite. Bei der 
Unterstützung von Menschen mit Behin-
derung, die z.B. auf Grund einer langwie-

henden Beratungsmöglichkeiten. 
Neben der oben beschriebenen Eltern-

arbeit ist an den Förderschulen die Bera-
tung und Unterstützung der SchülerInnen 
ein weiteres wichtiges Einsatzfeld für die 
Peer-Counselors. Im Rahmen des Bundes-
programms „Initiative Inklusion“ und des 
Landesprogramms „STAR – Schule triff t 
Arbeitswelt“ werden SchülerInnen mit be-
sonderem Förderbedarf beim Übergang 
von der Schule in den Beruf vom Integra-
tionsfachdienst im Rahmen einer indivi-
duellen betriebsnahen Berufsorientierung 
mit verschiedenen Angeboten intensiv 
begleitet. Darin enthalten sind u.a. Poten-
tialanalysen, die Entwicklung einer realis-
tischen berufl ichen Perspektive, Refl exion 
der eigenen Stärken und Schwächen sowie 
die Vermittlung und Begleitung betriebsin-
terner Praktika. Peer BeraterInnen werden 

dem Arbeitsmarkt fi nden und sich so eine 
berufl iche und gesellschaftliche Unabhän-
gigkeit aufbauen kann. 

Peer Counseling als neues 
Angebot des 
Integrationsfachdienstes
Die Mitwirkung als Peer Counselor an El-
ternabenden in den Förderschulen der Re-
gion ist nur eines der Angebote des neu ge-
schaff enen ehrenamtlichen Beraterteams 
des Integrationsfachdienstes Bonn/Rhein-
Sieg. Peer-zu-Peer Beratung richtet sich an 
unterschiedliche Zielgruppen und etabliert 
sich zurzeit erfolgreich als Erweiterung des 
Angebotsspektrums des IFD. Vor allem in 
den Übergangsbereichen sowie bei der Be-
rufsbegleitung und Vermittlung bieten sich 
zudem diverse Optionen zur Verzahnung 
von Peer Counseling mit seit langem beste-

Foto: IFD Bonn Rhein-SiegDie Peer Counselor des IFD Bonn Rhein-Sieg
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Aus der Mitwirkung der Peer Berate-
rInnen an diversen Veranstaltungen und 
Gruppenangeboten ergeben sich in der 
Folge häufi g Einzelgespräche, die von den 
Ratsuchenden alleine oder mit einer Per-
son aus dem privaten oder berufl ichen 
Umfeld (z. B. Eltern, BetreuerInnen) wahr-
genommen werden. Die persönlichen Be-
ratungen (und eventuellen Folgetermine) 
ermöglichen gezieltes Eingehen auf spezifi -
sche Themen der Ratsuchenden und einen 
intensiven Erfahrungsaustausch zwischen 
Gleichbetroff enen. 

Das Peer Counseling Angebot des In-
tegrationsfachdienstes Bonn/Rhein-Sieg 
umfasst derzeit eine regelmäßige off ene 
Sprechstunde im IFD, individuelle Einzel-
gespräche sowie Mitwirkung an Veranstal-
tungen rund um das Thema „Behinderung 
und Arbeit“. Außerdem können Tandem-
Gesprächen zusammen mit dem IFD-Fach-
personal angefragt werden. 

Die Arbeit im Modellprojekt 
Ermöglicht wird die Entwicklung des Peer 
Counseling Angebots des Integrationsfach-
dienstes durch fi nanzielle Förderung des 
Landschaftsverbands Rheinland (LVR) im 
Rahmen des Modellprojekts „Erprobung 
von Peer Counseling im Rheinland“, an 
dem der IFD Bonn/Rhein-Sieg mit neun 
weiteren Beratungsstellen teilnimmt. Der 
LVR fördert die Projektarbeit nicht nur fi -
nanziell, sondern unterstützt zudem den 
Erfahrungsaustausch der Projektpartner 
durch regelmäßige Treff en der Koordinato-
rInnen. Zusätzlich fi nden in Abständen Ta-
gungen mit allen teilnehmenden Institutio-
nen statt, an denen auch Peer Counselors 
und VertreterInnen der wissenschaftlichen 
Begleitforschung teilnehmen. 

Seit dem Projektstart am 1. Juni 2014 
wurden durch den Integrationsfachdienst 
Personen, die sich möglicherweise für eine 
Tätigkeit als Peer Counselor interessieren 

z.B. aus Maßnahmen der Unterstützten 
Beschäftigung, ist diese Möglichkeit des 
Erfahrungsaustauschs ein hilfreiches An-
gebot. Bei derartigen Gesprächen kom-
men Themen, wie z.B. Umgang mit der 
eigenen Behinderung im Arbeitsleben, 
Abgrenzung gegenüber ChefIn und Kolle-
gInnen sowie Möglichkeiten zur Vermei-
dung von Überlastung und Überforderung 
im Betrieb zur Sprache. Insbesondere für 
ehemalige Beschäftigte von Werkstätten 

und jüngere ArbeitnehmerInnen sind je-
doch auch Kontaktsuche und Freizeitge-
staltung wichtige Themen. 

Darüber hinaus stellen die Peer-Bera-
terInnen sich selbst mit ihrem berufl ichen 
Werdegang und das Beratungsangebot bei 
öff entlichen Veranstaltungen, wie z.B. dem 
Tag der Begegnung, Arbeitgeberveran-
staltungen oder der jährlich stattfi ndende 
regionalen Berufswahlmesse für Schüle-
rInnen mit Förderbedarf vor und stehen 
für Gespräche zur Verfügung. Anlässlich 
eines Aktionstages gab einer der Peers 
sogar ein Radiointerview zu seiner ehren-
amtlichen Beratertätigkeit für den lokalen 
Bürgerfunk; ein weiteres Mitglied des Be-
raterInnenteams wurde für einen Artikel 
in der örtlichen Tageszeitung zum Thema 
„Erfolgreich bewerben trotz Behinderung“ 
befragt. 

rigen und schweren Krankheit oder einer 
seelischen Erkrankung nicht in der Lage 
waren, sich den Bedingungen des Arbeits-
markts zu stellen und einen (Neu-)Einstieg 
suchen, greifen die IFD-FachberaterInnen, 
RehabilitationsberaterInnen und das Fach-
personal der Werkstätten gerne auf das eh-
renamtliche Beraterteam zurück. Mit ihrer 
Kompetenz und Erfahrung stellen die Peers 
insbesondere im Übergangs- und Vermitt-
lungsbereich eine wichtige Informations-

quelle und Motivationshilfe dar. Jemand, 
der selbst als Mensch mit einer Behinde-
rung den Übergang in den Arbeitsmarkt 
bewältigt hat, kann seine eigenen Erfah-
rungen beim Umgang mit Ängsten und 
Herausforderungen während dieser Phase 
überzeugend weitergeben und auf beste-
hende Unterstützungsmöglichkeiten hin-
weisen. So ein Bericht „aus erster Hand“ 
wirkt authentisch, trägt zur Stärkung des 
Selbstbewusstseins der Ratsuchenden bei 
und gibt Hoff nung, dass man selbst diesen 
Weg auch schaff en kann. 

Weitere Adressaten für Beratungen 
von Peer zu Peer sind ArbeitnehmerIn-
nen, die sich gerne mit jemand austau-
schen möchten, der wie sie selbst be-
hindert ist und im Arbeitsleben steht. 
Besonders für junge Beschäftigte, die 
vor kurzem in Arbeit gekommen sind, 

„Auch in den Werkstätten für behinderte Menschen sowie 

in niederschwelligen Arbeitsangeboten sind Peer-Berater 

aktiv.“
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darfsentsprechend konkretisiert und suk-
zessive weiter ausgebaut. Die Abstimmung 
der Beratungstermine erfolgt über die Pro-
jektkoordination. Für die Ausübung ihres 
Ehrenamts erhalten die Peers eine Auf-
wandsentschädigung, etwaige Fahrtkosten 
etc. werden aus dem Projektbudget fi nan-
ziert. 

Alle Peer Counselors waren von Be-
ginn an sehr motiviert und sind nach wie 
vor begeistert bei der Sache. Ein Großteil 
von ihnen ist berufl ich vollzeitig eingebun-
den und dennoch gerne bereit, einen Teil 
ihrer Freizeit für andere zu opfern, denn 
nicht alle Arbeitgeber sind bereit bzw. in 
der Lage, ihren ArbeitnehmerInnen für ihr 

Ehrenamt regelmäßig frei zu geben. Inzwi-
schen ist die Gruppe der Peer BeraterInnen 
eng zusammen gewachsen und es ist eine 
Freude, zu beobachten, wie groß ihr Stolz 
ist, Gleichbetroff enen Unterstützung geben 
zu können und einmal nicht selbst Emp-
fänger von Hilfen zu sein. Darüber hinaus 
kann auch festgestellt werden, wie die 
Peers selbst von ihrer Beratungstätigkeit 
profi tieren. Sie geben sich gegenseitig Un-
terstützung und blühen auf, ehemals stille 
„Mauerblümchen“ beteiligen sich intensiv 
an Diskussionen und verteidigen selbstbe-
wusst ihren Standpunkt. Eigene Ideen wer-
den bei den Gruppentreff en eingebracht 

und Geschlecht gemischt, bei den Teilneh-
menden sind zudem ganz unterschiedliche 
Behinderungsarten vertreten. Allen Inter-
essenten wurde die Möglichkeit geboten, 
an den projektinternen Fortbildungsmo-
dulen des Zentrums für selbstbestimmtes 
Leben in Köln (ZSL) teilzunehmen, die u. 
A. zu Themen wie Auseinandersetzung mit 
der eigenen Behinderung, Kontaktaufnah-
me und Abgrenzung, Gesprächsführung, 
etc. angeboten werden. Außerdem fi ndet 
intensive Gruppenarbeit statt, zu der sich 
alle Bonner Peer Berater einmal pro Monat 
mit der Projektkoordination im IFD treff en. 
Die Inhalte der Treff en sind vielfältig und 
richten sich nach dem Bedarf der Teilneh-

menden. So können z.B. spezifi sche The-
men aus den Beratungen vertieft, sowie 
exemplarische Situationen aus der eigenen 
Arbeitsrealität besprochen werden. Die 
Beratungssituationen selbst haben einen 
wichtigen Stellenwert bei diesen Treff en 
und werden in Rollenspielen immer wieder 
intensiv geübt. Erfolgreiche Beratungen 
und Präsentationen werden als positive 
Beispiele von allen gewürdigt und für die 
gemeinsame Arbeit in der Gruppe genutzt. 

Die konkreten Beratungsangebote der 
Peer Counselors wurden in Zusammen-
arbeit mit den Peers, dem Team des IFD 
und interessierten Netzwerkpartnern be-

könnten, gezielt angesprochen. Dies wa-
ren zum großen Teil Menschen mit einer 
(Schwer-)Behinderung, die mit Unterstüt-
zung des IFD in Arbeit vermittelt werden 
konnten bzw. ehemalige KlientInnen aus 
der Berufsbegleitung. Außerdem wurde 
mittels Öff entlichkeitsarbeit (Flyer, Websi-
te, etc.) und über Präsentationen im regi-
onalen Netzwerk des IFD auf das Projekt 
und die Möglichkeit zur Teilnahme auf-
merksam gemacht. Die Bekanntmachung 
des Projekts stieß auf großes Interesse in 
der Region und führte bereits in dieser frü-
hen Phase zur Anmeldung von Beratungs-
bedarf aus den verschiedenen mit dem 
Thema Berufsfi ndung, Arbeitsvermittlung 
etc. befassten Institutionen.

Die bei der Suche nach potentiellen Peer 
BeraterInnen angelegten Kriterien waren 
niederschwellig. Zunächst wurden mit al-
len Interessenten Einzelgespräche geführt, 
um genauer über das Vorhaben und die 
Spezifi ka des zu entwickelnden Beratungs-
angebots zu informieren. Ein weiteres Ziel 
war es, sicherzustellen, dass die ehren-
amtliche Tätigkeit als Peer Counselor zur 
jeweils aktuellen Lebens- und Arbeitssitu-
ation passt und Überforderungssituationen 
auf Seiten der Teilnehmenden vermieden 
werden.

Aus den Kontakten mit den Bewerbe-
rInnen kristallisierte sich eine Gruppe von 
12 Personen heraus, die sich vorstellen 
konnten, neben dem Beruf ein Ehrenamt 
auszuüben und als Peer Counselor tätig zu 
sein. Ein Berater schied wieder aus, weil 
die Ausübung des Ehrenamts neben seiner 
Berufstätigkeit zu viel Zeit beanspruchte 
und er sich überfordert fühlte. Ein weite-
rer Teilnehmer kam nach einem Einzelge-
spräch mit einem Peer Counselor hinzu, 
weil er von der Methode begeistert war und 
den Wunsch hatte, auf diese Weise selbst 
auch Gleichbetroff enen zu helfen. 

Die Gruppe der Peers ist bezüglich Alter 

„Die Beratungssituationen selbst haben einen wichtigen 

Stellenwert bei diesen Treffen und werden in 

Rollenspielen immer wieder intensiv geübt.“
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(und ggf. berufl ichen) Entwicklung. 
Die Arbeit im Integrationsfachdienst 

profi tiert von der sich verändernden Sicht 
auf Behinderung: Der Blickwinkel wech-
selt von den Einschränkungen hin zu den 
Stärken jedes Einzelnen, denn die Zusam-
menarbeit mit den Peer Counselors macht 
deutlich: Jeder hat Potential, jeder kann 
etwas gut, egal ob mit oder ohne eine Be-
hinderung. 

beit im Modellprojekt einen gemeinsamen 
Lernprozess ausgelöst hat, von dem alle 
profi tieren: 

Durch die Zusammenarbeit im Projekt-
netzwerk lernen die teilnehmenden Bera-
tungsstellen neue Sicht- und Arbeitsweisen 
kennen. Der Austausch mit den anderen 

Projekten vermittelt interessante Anre-
gungen, die in die eigene Arbeit einfl ießen 
können.

Der LVR als Träger des gesamten Mo-
dellprojekts zieht aus der Erprobung des 
Ansatzes in verschiedenen Bereichen und 
aus den Ergebnissen der Begleitforschung 
Erkenntnisgewinn für die Entwicklung von 
Projekten und weiteren Maßnahmen in die-
sem Bereich. 

In den Gesprächen von Peer zu Peer 
werden relevante Informationen und An-
regungen vermittelt, die die Ratsuchenden 
für den Umgang mit ihrer individuellen 
Situation nutzen können. Sie werden un-
terstützt und ermutigt, ihren eigenen Weg 
zu fi nden und lernen auf diese Weise, sich 
selbst zu helfen. 

Die Peer BeraterInnen lernen, sich ihrer 
Fähigkeiten noch mehr bewusst zu wer-
den und ihre eigenen Stärken zu sehen. 
Ihr Selbstbewusstsein entwickelt sich und 
sie erhalten Impulse zu ihrer persönlichen 

und man traut sich zunehmend, auch vor 
größerem Publikum zu sprechen. 

Ausblick
Aktuell liegen noch weitere zwei Jahre 
Projektlaufzeit vor uns, in denen Peer Be-
ratung im IFD erprobt wird. Noch ist viel 

zu tun: Das Angebot soll noch weiter ausge-
baut werden und zusätzliche Möglichkeiten 
zur Zusammenarbeit mit Akteuren in der 
Region, wie z.B. mit der Agentur für Ar-
beit, KoKoBe und anderen Beratungsstel-
len werden derzeit ausgelotet. Zudem gibt 
es innerhalb des Integrationsfachdienstes 
Überlegungen, wie sich Peer Counseling 
noch stärker in der Beratungsarbeit ver-
ankern lassen könnte. Jedoch zeigen sich 
nach Ablauf des ersten Projektjahrs auch 
Herausforderungen, mit denen umgegan-
gen werden muss. Diese liegen zum einen 
in den zeitlich begrenzten Einsatzmöglich-
keiten der ehrenamtlich tätigen Peer Be-
raterInnen bei steigender Nachfrage nach 
Terminen in der regulären Arbeitszeit; au-
ßerdem sind die Implementierung von Peer 
Counseling in den Regelbetrieb des IFD und 
eine Weiterfi nanzierung des Angebots nach 
der Projektlaufzeit noch ungeklärt.

Zum jetzigen Zeitpunkt kann allerdings 
bereits festgestellt werden, dass die Ar-

Kontakt und nähere Informationen

Ursula Hütte

Integrationsfachdienst Bonn Rhein-Sieg

Maximilianstr. 22, 53111 Bonn

Tel.: 0228 / 92685-213

Mail: u.huette@ifd-bonn.de

Ursual Hütte

ist Fachberaterin im 

Integrationsfachdienst 

Bonn Rhein-Sieg

„Möglichkeiten zur Zusammenarbeit mit Akteuren in der 

Region, wie z.B. mit der Agentur für Arbeit, KoKoBe und 

anderen Beratungsstellen werden derzeit ausgelotet.“

FUSSNOTEN

1  „Sie waren das Salz in der Suppe!“ war das 

Fazit eines Klassenlehrers der Förderschule 

Windeck-Rossel (Förderschwerpunkt geistige 

Entwicklung) nach einem Elternabends unter 

Mitwirkung von Herrn Becker als Peer Counselor 

des IFD (April 2015)
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Deutschland noch weit 
von UN-Zielvorgaben 
entfernt
Analysen zur Arbeitsmarktsituation von behinderten Menschen 
in der Europäischen Union

Von Catrin Berger

Ein wichtiges Teilziel aktueller Behindertenpolitik ist die Inklusion 
behinderter Menschen1  in den regulären Arbeitsmarkt. Die Aus-
gangsbedingungen hierfür sind in den Ländern der Europäischen 
Union sehr unterschiedlich – einige Länder setzen schon lange auf 
Partizipation im Sinne von Inklusion, andere sahen ihre Haupt-
aufgabe bisher in der Kompensation von Einkommensausfällen 
der überwiegend nicht erwerbstätigen behinderten Bevölkerung 
oder setzten ihren Schwerpunkt v. a. auf die Wiedereingliederung 
und Rehabilitation von Arbeitnehmern. In diesem Beitrag wird 
nun die Beschäftigungssituation behinderter Menschen in den EU-
Ländern unter Berücksichtigung der verschiedenen behinderten-
politischen Fundamente vergleichend untersucht.

Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik – 
von Fürsorge zu Teilhabe und Inklusion
Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen trat 2008 in Kraft. In Europa gilt gegenwärtig der (zwei-

te) Europäische Aktionsplan, der sicherstellen soll, dass die UN-
Konvention auf europäischer Ebene umgesetzt wird, und in den 
einzelnen Ländern wurden nationale Aktionspläne entwickelt. Der 
wohl wichtigste Aspekt dieses Übereinkommens ist der Paradig-
menwechsel hinsichtlich des Verständnisses von Behinderung, das 
nun nicht mehr defi zitorientiert, sondern ressourcenorientiert ist 
und die Bedeutung der Umwelt für das Gelingen des Ziels Inklu-
sion betont. Diese Sichtweise bildet auch die Basis der 2001 neu 
verfassten Internationalen Klassifi kation von Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO), die als bio-psycho-soziales Modell von einer Wechsel-
wirkung zwischen personenbezogenen Faktoren und Umweltfak-
toren ausgeht. 

Auch in Forschung und Sozialberichterstattung setzt sich zu-
nehmend dieser Paradigmenwechsel durch. So basiert der 2013 
erschienene Teilhabebericht der Bundesregierung über die Le-
benslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen (BMAS 2013) 
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explizit auf dem Behinderungsverständnis der WHO und legt so-
mit die Grundlage für künftige internationale Vergleiche.

Inklusion ist ein Menschenrecht und bedeutet, dass die Um-
welt von vornherein so ausgestattet sein soll, dass alle Menschen 
gleichberechtigt leben und an der Gesellschaft teilhaben können. 
Das Ideal der Inklusion ist, dass die Unterscheidung „behindert/
nicht behindert“ nicht mehr relevant ist. Basisvoraussetzungen 
hierfür sind vor allem Antidiskriminierungs- und Gleichstellungs-
gesetze sowie eine barrierefreie2  Umweltgestaltung. 

Das Inklusionsprinzip bezieht sich auf alle Lebensbereiche. Der 
Lebensbereich Arbeit ist hierbei von zentraler Bedeutung, und er 
kann für behinderte Menschen sogar von noch größerer Wichtig-
keit sein als für Menschen ohne Behinderung (Bieker 2005): So 
wird die (tatsächliche oder vermeintliche) Abwertung aufgrund der 
Behinderung durch die Beteiligung am Erwerbsleben relativiert, 
und die Abhängigkeit von der öff entlichen Leistungserbringung 
oder von Familienmitgliedern wird verringert oder ganz vermie-
den. Das für behinderte Menschen besonders hohe Risiko sozialer 
Isolation wird durch die Kontakte bei der Arbeit abgeschwächt. 

Insbesondere bei einer psychischen Beeinträchtigung spielt 
auch der Aspekt der festen Zeitstruktur eine wichtige Rolle. Darü-
ber hinaus wird durch eine Erwerbstätigkeit das primäre Lebens-
umfeld entlastet.

In der UN-Behindertenrechtskonvention verpfl ichten sich die 
Mitgliedsstaaten behinderten Menschen „in einem off enen, in-

tegrativen und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen“ 
Arbeitsmarkt eine Erwerbstätigkeit zu ermöglichen, mit der der 
eigene Lebensunterhalt gesichert werden kann. Weder die Ursa-
che für die Behinderung, noch die Art oder das Ausmaß der Behin-
derung sind hierbei von Bedeutung. 

Auch Menschen mit sehr schweren Einschränkungen wird es 
ermöglicht, ihren Lebensunterhalt auf dem allgemeinen Arbeits-
markt selbst zu verdienen. Menschen mit Behinderung sollen al-
lerdings auch das Recht haben, sich als „nicht arbeitsfähig“ zu 
fühlen und auf Basis sozialer Sicherungsleistungen einen ange-
messenen Lebensstandard halten zu können. 

Einschränkungen bei alltäglichen Aktivitäten und 
im Arbeitsleben als Indikatoren für Behinderung 
In diesem Beitrag wird die Beschäftigungssituation behinder-
ter Menschen in 30 europäischen Ländern untersucht. Bei der 
Interpretation der Ergebnisse muss bedacht werden, dass die 
Einkommenssituation nicht berücksichtigt wird. Als Daten-
grundlage dieses Beitrags dient das Ad-hoc Modul des Euro-
pean Labour Force Survey 2011 zur Beschäftigung behinderter 
Menschen. Der European Labour Force Survey, die Arbeitskräf-
testichprobenerhebung der Europäischen Union, ist eine Stich-
probenerhebung auf der Grundlage der in privaten Haushalten 
lebenden Bevölkerung aller Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union3. 

Datenbasis: EU-LFS Ad-hoc Modul 2011, Disability and Employment, eigene Berechnungen

Grafi k 1:   Einschränkungen bei alltäglichen Aktivitäten und im Arbeitsleben bei 
                 15- bis 64-Jährigen in der Europäischen Union (in %)
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Die jährlich wechselnden Ad-hoc Module sollen aktuell auftre-
tende Themen abdecken. Im Ad-hoc-Modul 2011 wird versucht, 
das neue Behinderungsverständnis auch in der europäischen So-
zialberichterstattung umzusetzen. Das Modul wurde im Jahr 2011 
nach 2002 zum zweiten Mal in leicht veränderter Form in 31 eu-
ropäischen Ländern (EU28, Island, Norwegen, Schweiz) erhoben. 
Norwegen konnte nicht in die Analyse einbezogen werden, weil 
dort wichtige Merkmale nicht erhoben wurden.

Als Indikator für Behinderung dient zum einen das Vorliegen 
einer gesundheitlich bedingten dauerhaften (6 Monate oder län-
ger) Einschränkung in Bezug auf alltägliche Tätigkeiten, womit 
Sinnesleistungen wie Sehen und Hören (trotz Hilfsmittel), Bewe-
gungsabläufe wie Gehen, Greifen eines Gegenstandes oder Sitzen, 
mentale Leistungen wie Erinnern und Konzentrieren und kommu-
nikative Leistungen wie Unterhalten mit Personen gemeint sind. 
Diese Operationalisierung von Behinderung ist angelehnt an die 
Defi nition der WHO und an das Behinderungsverständnis, welches 
der UN-Konvention zugrundeliegt - sie basiert auf subjektiv emp-
fundenen Einschränkungen im Alltag und berücksichtigt implizit 
Umweltfaktoren.

Der zweite Behinderungsindikator bezieht sich auf Einschrän-
kungen, die das Arbeitsleben betreff en. Erwerbstätige werden 
nach dem Vorliegen von (gesundheitsbedingten) Einschränkungen 
hinsichtlich der wöchentlichen Arbeitszeit sowie hinsichtlich be-
stimmter Tätigkeiten (bspw. sitzende Tätigkeiten, Bildschirmar-
beit, schwere körperliche Arbeit) und hinsichtlich der Mobilität 
zum Arbeitsplatz gefragt. 

Nicht Erwerbstätige und arbeitsuchende Erwerbslose4 werden 
gefragt, ob im Falle einer Erwerbstätigkeit solche Einschränkun-
gen erwartbar wären. Triff t eine dieser drei möglichen Einschrän-
kungen zu, ist im Rahmen dieses Beitrags eine Einschränkung im 
Arbeitsleben gegeben. 

Überdies wird auch nach dem Vorliegen eines andauernden 
Gesundheitsproblems gefragt. Das Vorliegen eines andauernden 
Gesundheitsproblems bedeutet jedoch nicht zwingend eine Ein-
schränkung im Alltag, außerdem werden Umweltfaktoren nicht 
einbezogen.

Von solchen Behinderungskonzepten, die sich an internatio-
nale Defi nitionen anlehnen, sind die national unterschiedlichen 
sozialrechtlichen Defi nitionen von Behinderung abzugrenzen, die 
vor allem dazu dienen, den Personenkreis festzulegen, der einen 
Rechtsanspruch auf bestimmte Nachteilsausgleiche hat5. Auf Ba-
sis sozialrechtlicher Defi nitionen wird der Bevölkerungsanteil be-
hinderter Personen unterschätzt, da Anträge zur amtlichen Fest-
stellung von Behinderung meist erst in Zusammenhang mit einer 
(gegenwärtigen, vorangegangenen oder geplanten) Erwerbstätig-
keit gestellt werden. Zudem ist anzunehmen, dass sich Menschen 

aus Angst vor Stigmatisierung davor scheuen, die eigene Beein-
trächtigung amtlich feststellen zu lassen. 

Im EU-LFS werden körperliche, geistige und psychische Arten 
von Einschränkungen berücksichtigt. Allerdings werden bestimm-
te Behinderungsarten, die häufi g vorkommen und den Betroff enen 
auch stark im Alltag einschränken können (wie z. B. Funktionsein-
schränkungen der Verdauungsorgane) vernachlässigt.

Leider bieten die Daten auch keine Informationen darüber, 
ob der Befragte auf dem ersten Arbeitsmarkt, in unterstützten 
Beschäftigungsverhältnissen wie bspw. Integrationsfi rmen oder 
aber in „geschützten“ (d. h. de facto meist auch segregierten) 
Arbeitsbereichen – wie bspw. den Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM) in Deutschland - tätig ist. Die Forschung über 
die Lebenslage von behinderten Menschen, die in segregierten 
Gemeinschaftsunterkünften leben und/oder auf dem zweiten Ar-
beitsmarkt arbeiten, führt ohnehin ein regelrechtes Schattenda-
sein. Und das, obwohl diese Gruppe in vielen europäischen Län-
dern eine erhebliche Größe aufweist, und insbesondere in diesem 
segregierten Bereich erhebliche Benachteiligungen existieren, die 
in den letzten Jahren zunehmend wahrgenommen werden. So for-
dert z. B. der Paritätische Wohlfahrtsverband einen Mindestlohn 
für Werkstattbeschäftigte, die wegen ihres nur arbeitnehmerähn-
lichen Rechtsverhältnisses aus dem neuen Mindestlohngesetz aus-
genommen sind. 

Ebenso fehlen Angaben zur Schwere der Einschränkung. Eine 
Diff erenzierung nach Art der Behinderung würde eine eigene 
Klassifi zierung der Angaben zu gesundheitlichen Problemen und 
dauerhaften Einschränkungen erforderlich machen. 

Proxy-Interviews, bei denen eine andere Person im Haushalt 
Angaben zu einer Person macht, sind im Labour Force Survey ent-
halten. Somit gibt es auch Angaben über Personen, die hinsicht-
lich der Kommunikation mit anderen eingeschränkt sind.

Ob die berufl iche Integration behinderter Menschen tatsächlich 
gemäß dem Inklusionsprinzip gefördert wird, also möglichst viele 
behinderte Menschen unabhängig von der Art und vom Ausmaß 
der Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt arbeiten, kann da-
her mit den EU-LFS Daten nicht erschöpfend überprüft werden. 
Deshalb muss sich der Beitrag darauf beschränken, die Integrati-
on in den Arbeitsmarkt zu betrachten, ohne nach Arbeitsplätzen 
auf dem regulären, geschützten oder unterstützten Arbeitsmarkt 
diff erenzieren zu können. 

Die Datenlage zur Lebenssituation behinderter Menschen in 
Europa ist derzeit bis auf wenige Ausnahmen – bspw. die des 
„Life Opportunities Survey“ in Großbritannien – insgesamt unbe-
friedigend6. In Deutschland gibt es z. Zt. konkrete Bemühungen, 
diese Datenlücken zu schließen und eine Repräsentativbefragung 
zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu starten. Im Ab-
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schlussbericht der Vorstudie werden potentielle Probleme einer 
solchen Befragung aufgezeigt und Handlungsempfehlungen abge-
leitet (Schröttle et al.2014).

Große nationale Unterschiede beim 
Bevölkerungsanteil mit Behinderung
Grafi k 1 zeigt, dass der Anteil, der von einer Einschränkung bei 
alltäglichen Aktivitäten betroff enen Personen zwischen den ein-
zelnen Ländern beträchtlich variiert. So geben in Irland nur 5% 
der Befragten an bei der Ausübung alltäglicher Aktivitäten ein-
geschränkt zu sein, in Österreich ist der Anteil mit 24% am größ-
ten. In Deutschland liegt der Anteil mit 16% knapp über dem EU-
Durchschnitt von 14%. Der Bevölkerungsanteil von Personen mit 
Einschränkung im Arbeitsleben variiert in ähnlichem Ausmaß: 
Hier liegt das Minimum bei 6% in Griechenland, das Maximum bei 
24% in Island. In Deutschland geben 10% der Befragten an, von 
einer Einschränkung im Arbeitsleben betroff en zu sein, der EU-
Durchschnitt (EU28) liegt bei knapp 11%. Der Anteil behinderter 
Personen im Erwerbsalter ist in der EU bei den Frauen geringfü-
gig höher als bei den Männern, was sowohl für Einschränkungen 
bei alltäglichen Aktivitäten als auch im Arbeitsleben gilt.

Mögliche Ursachen für die großen Länderunterschiede hin-
sichtlich des von einer Behinderung betroff enen Bevölkerungs-
anteils sind mehreren Faktorengruppen zuzurechnen: Erstens 
Faktoren, die die Bevölkerungsstrukturbetreff en, also u. a. die Al-

tersstruktur, die Verteilung der 
Bildungsabschlüsse, den Anteil 
der Beschäftigten in den ver-
schiedenen Berufsgruppen und 
den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung eines Landes (EC 
2007). Die zweite Faktorengrup-
pe sind institutionelle Faktoren. 
Hier ist besonders an Eff ekte 
der jeweiligen nationalstaatlich 
sozialrechtlichen Defi nition von 
Behinderung zu denken. Ist sie 
weiter defi niert, geben mehr 
Personen einen Behinderten-
status an (EC 2007). Die dritte 
Gruppe sind sprachliche und 
kulturelle Faktoren.

Trotz gemeinsamen Fragebo-
gens ist es möglich, dass sprach-
liche und kulturelle Faktoren 
die Interpretation von Begriff en 
wie „Behinderung“, „Einschrän-

kung“ oder „Gesundheitsproblem“ beeinfl ussen und somit zu gro-
ßen Unterschieden der Größe des Anteils der Menschen, die sich 
als „behindert“ einstufen, führen.

Die meisten Behinderungen werden im Verlauf 
des Lebens erworben
Die allerwenigsten Behinderungen sind angeboren. Das Sta-
tistische Bundesamt gibt in seiner Schwerbehindertenstatis-
tik, die sich nur auf Personen mit einem gültigen Schwerbe-
hindertenausweis bezieht, für das Jahr 2013 an, dass 4% der 
behinderten Menschen eine angeborene bzw. im ersten Le-
bensjahr aufgetretene Behinderung haben. In 85% der Fälle 
ist eine Krankheit im weiteren Lebensverlauf die Ursache für 
Behinderung. Mehrheitlich vertreten sind bei den schwerbe-
hinderten Menschen körperliche Behinderungen (62%), gefolgt 
von geistigen und psychischen Behinderungen (zusammen 
knapp 12%) und zerebralen Störungen (9%). Auf spezifi sche-
rer Ebene ist mit einem Anteil von ca. 25% eine Funktionsein-
schränkung der inneren Organe die häufi gste Behinderungsart 
(Statistisches Bundesamt 2014). Der Anteil von behinderten 
Personen im Erwerbsalter an der Bevölkerung steigt mit dem 
Alter stark an (Grafi k 2). Bei den 15–19-Jährigen geben nur 
4% eine Einschränkung in alltäglichen Tätigkeiten an, bei den 
60–64-Jährigen dagegen fast ein Drittel der Befragten. In allen 
Altersgruppen sind mehr Frauen als Männer von Behinderung 

Grafi k 2:   Anteil der Personen im erwerbsfähigen Alter mit Einschränkungen bei alltäglichen 
                 Aktivitäten nach Altersgruppen in der EU 28 (in %)

Datenbasis: EU-LFS Ad-hoc Modul 2011, Disability and Employment, eigene Berechnungen
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betroff en, wobei die Geschlechterdiff erenz mit steigendem Al-
ter größer wird. 

Weniger als die Hälfte der behinderten Menschen 
in der Europäischen Union sind erwerbstätig
Betrachtet man den Zusammenhang zwischen der allgemeinen 
Lage am Arbeitsmarkt in den einzelnen Ländern und der Situation 
von im Alltag eingeschränkten Menschen zeigt sich, dass die be-
rufl iche Integration von behinderten Menschen in der Regel bes-
ser gelingt, wenn die allgemeine Lage am Arbeitsmarkt gut ist7 
(Grafi k 3). Allerdings gibt es auch Länder, die aus diesem Mus-
ter herausfallen: So sind die Niederlande unter den Ländern mit 
einer vergleichsweise günstigen Beschäftigungslage, hinsichtlich 
der Integration von behinderten Menschen auf dem Arbeitsmarkt 
zählen sie jedoch nur zum Mittelfeld. 

Die Grafi k zeigt auch, dass sich die Beschäftigungssituation 
behinderter Menschen deutlich zwischen den einzelnen europä-
ischen Ländern unterscheidet. In der Schweiz ist der Anteil er-
werbstätiger Personen im Erwerbsalter mit Einschränkung in all-
täglichen Aktivitäten mit 69% am höchsten, das Schlusslicht bildet 
Ungarn mit nur 24%. Innerhalb der EU ist die Erwerbstätigenquo-
te von Menschen mit Einschränkungen in alltäglichen Aktivitäten 
in Schweden am höchsten (66%), der EU-Durchschnitt liegt bei 
47%. Betrachtet man die Beschäftigungssituation von Menschen 
mit einer spezifi sch auf das Arbeitsleben bezogenen Einschrän-
kung ergibt sich ein ähnliches Bild: In Ungarn und Bulgarien sind 

nur 18% erwerbstätig, in der Schweiz dage-
gen 65%. 

In der EU sind durchschnittlich nur 38% 
dieser Personen beschäftigt, das EU-Land mit 
der höchsten Erwerbstätigenquote von im 
Arbeitsleben eingeschränkten Menschen ist 
Schweden mit 62%.

Die Erwerbslosenquote von behinderten 
(i.S.v. im Alltag eingeschränkten) Menschen, 
also der Anteil der behinderten arbeitssuchen-
den Erwerbslosen an den behinderten Erwerb-
spersonen (Erwerbstätige + Erwerbslose), ist 
in der EU mit 12% höher als die Erwerbslo-
senquote nicht eingeschränkter Menschen mit 
rund 10%. Bezogen auf die Personen, die eine 
Einschränkung im Arbeitsleben angeben, sind 
in der EU knapp 18% erwerbslos (9% ohne Ein-
schränkung im Arbeitsleben). Am niedrigsten 
ist diese Quote in der Schweiz mit knapp 6% 
(innerhalb der EU in Österreich mit 8%), am 
höchsten neben mehreren osteuropäischen 
Ländern auch in Deutschland mit über 20%.

Behindertenpolitiken sind national 
unterschiedlich ausgerichtet
Behindertenpolitik wird bei der Diskussion um Wohlfahrtsregime 
meist außer Acht gelassen, da in den europäischen Ländern für 
Behinderung traditionell kein eigenständiges Sicherungssystem 
bestand und die verschiedenen Programme und Maßnahmen8 lan-
ge kaum aufeinander abgestimmt waren. Infolgedessen wurden 
Typologien von Behindertenpolitiken entwickelt. So teilt beispiels-
weise die OECD in einer Studie aus dem Jahr 2003 Länder in eher 
kompensationsorientierte und eher integrationsorientierte Politik-
systeme ein (OECD 2003), vernachlässigt dabei allerdings regula-
tive Maßnahmen und Regelungen zur Barrierefreiheit.

Ein weiterer Ansatz, Behindertenpolitiken zu systematisieren, 
stammt von Maschke (2008), der die nationalen Behindertenpolitiken 
als Policy Mix aus drei idealtypischen Ansätzen von Politik, in dem die 
Ansätze mit unterschiedlicher Gewichtung enthalten sind, konzipiert. 
Die Zuordnung der einzelnen Rechte und Maßnahmen dient hierbei 
der Feststellung einer nationalen Schwerpunktsetzung. Mit der Ty-
pologie sind Erwartungen hinsichtlich der Beschäftigungssituation 
von behinderten Menschen verbunden: In kompensationsorientier-
ten Ländern, die auf einem medizinischen Behinderungsmodell ba-
sieren, werden behinderte Menschen im Allgemeinen nicht berufl ich 
gefördert und erhalten stattdessen monetäre Transferleistungen und 
Sachleistungen (falls die Kosten nicht durch die Familienhaushalte 
getragen werden können). Die wenigen erwerbstätigen behinderten 
Menschen sind meist in segregierten Einrichtungen beschäftigt. Es ist 

Grafi k 3:   Zusammenhang zwischen der Erwerbstätigenquote aller 15- bis 64-Jährigen und der          
                 Erwerbstätigenquote der bei alltäglichen Aktivitäten eingeschränkten 15- bis 
                 64-Jährigen

Datenbasis: EU-LFS Ad-hoc Modul 2011, Disability and Employment, eigene Berechnungen
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von einer sehr niedrigen Er-
werbstätigenquote behinder-
ter Menschen auszugehen, 
aber auch von einer niedri-
gen Erwerbslosenquote, da 
behinderte Menschen gar 
nicht erst als erwerbsfähig 
eingestuft werden. Die typi-
schen Risiken für behinderte 
Menschen in diesen Ländern 
sind Armut und Stigmatisie-
rung. In rehabilitationsorien-
tierten Ländern basieren die 
Maßnahmen zur berufl ichen 
Integration auf einem ökono-
mischen Modell von Behinde-
rung, wonach der behinderte 
Mensch als Arbeitnehmer mit 
eingeschränkter Produktivität 
gilt. Im Vordergrund stehen 
Rehabilitationsleistungen, 
staatliche Beschäftigungs-
programme, Arbeitsmarkt-
schutzrechte sowie Präven-
tionsleistungen. Hier sind 
nach Produktivität gestaff elte 
Erwerbschancen zu erwar-
ten. Die Erwerbslosenquote 
ist hoch, typische Risiken sind 
Stigmatisierung und Crea-
ming-Off -Eff ekte9. 

Die Behindertenpolitik in 
partizipationsorientierten 
Ländern basiert auf einem 
sozialpolitischen Modell 
von Behinderung, das den 
behinderten Menschen als 
diskriminierten Bürger und 
gleichwertigen Arbeitneh-
mer sieht und auf eine inklusive Gesellschaft abzielt. Hier haben 
zivilrechtliche Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsgesetze, 
Bauvorschriften sowie Richtlinien im öff entlichen Verkehr und in 
der Kommunikation die größte Bedeutung. Es ist von einem hohen 
Erwerbstätigenanteil (auch und vor allem auf dem ersten Arbeits-
markt) und einer niedrigen Erwerbslosenquote bei behinderten 
Menschen auszugehen. Sonderlösungen für Menschen mit Behin-
derungen sind nicht erwünscht.

Im Folgenden wird nun die Beschäftigungssituation behinder-
ter Menschen in 7 ausgewählten Ländern genauer untersucht. Die 

Typologie von Maschke soll hierbei zwar als Orientierung dienen, 
allerdings gab es zwischenzeitlich in einigen europäischen Län-
dern bedeutende Änderungen in der Behindertenpolitik, die zum 
Teil durch die neue Verbindlichkeit der Inklusionsprinzipien der 
UN bedingt sind, zum Teil auch durch Entwicklungen auf nationa-
ler Ebene notwendig wurden, bspw. durch fi nanzielle Engpässe in 
der sozialen Sicherung10.

Deutschland und Frankreich sind Beispiele für den rehabili-
tationsorientierten Typus, Schweden und Großbritannien für den 
partizipationsorientierten Typus und Griechenland sowie die Nie-

1: gemäß  dem ILO-Erwerbskonzept: arbeitsuchend und für den Arbeitsmarkt kurzfristig verfügbar

Datenbasis: EU-LFS Ad-hoc Modul 2011, Disability and Employment, eigene Berechnungen

Grafi k 4:   Erwerbsstatus der bei alltäglichen Aktivitäten und im Arbeitsleben eingeschränkten 
                 und der nicht-eingeschränkten Bevölkerung im Erwerbsalter in den Auswahlländern  
                 und in der EU 28 (in %)
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derlande für kompensationsorientierte Länder. Osteuropäische 
Staaten wurden nicht in Maschkes Analyse einbezogen, weswegen 
in diesem Beitrag auch Rumänien als ein Vertreter Osteuropas nä-
her untersucht wird. Rumänien wird als kompensationsorientiert 
eingestuft, da die dortige Behindertenpolitik faktisch noch auf ei-
nem medizinischen Modell von Behinderung basiert, behinderte 
Menschen also tendenziell als hilfsbedürftige und nicht arbeits-
fähige Personen behandelt und partizipationsorientierte Faktoren 
wie Barrierefreiheit und Zugänglichkeit noch weitgehend igno-
riert werden (Ghergut/Gavrilovici 2007).

Auff ällig viele arbeitssuchende behinderte 
Personen in Deutschland
Die berufl iche Integration behinderter Menschen gelingt im par-
tizipationsorientierten Schweden besonders gut (Grafi k 4). Der 
Anteil erwerbstätiger behinderter Personen an allen behinderten 
Personen im Alter von 15–64 Jahren liegt hier bei über 60%. Die 
Werte unterscheiden sich kaum zwischen dem Personenkreis, der 
eine Einschränkung bei alltäglichen Aktivitäten angibt und dem 
Personenkreis mit einer Einschränkung im Arbeitsleben. Dies gilt 
außer für Schweden nur noch für Frankreich, wo der Anteil Er-
werbstätiger bei den Personen mit Einschränkung im Arbeitsle-
ben sogar größer ist (60%) als bei den Personen mit allgemeiner 
Aktivitätseinschränkung (56%).

Besonders klein ist der Anteil der erwerbstätigen behinderten 
Menschen in den als kompensationsorientiert eingestuften Län-
dern Rumänien, Griechenland und den Niederlanden. Bei Be-
trachtung der Beschäftigungssituation von Menschen mit einer auf 
das Arbeitsleben bezogenen Einschränkung fallen jedoch auch die 
niedrigen Anteile erwerbstätiger Personen in Großbritannien und 
Deutschland auf. In Deutschland sind nur 35% der Personen mit 

arbeitsbezogener Einschränkung erwerbstä-
tig, in Großbritannien nur 36%.

Wie hier nicht ausgewiesene Ergebnisse 
logistischer Regressionen zeigen, sind auch 
unter Kontrolle weiterer sozioökonomischer 
Merkmale (Alter, Geschlecht, Bildung) im 
Wesentlichen die berichteten Unterschiede 
zwischen der behinderten und nicht behin-
derten Bevölkerung in den jeweiligen Län-
dern zu beobachten.

Die Erwerbslosenquote (Tabelle 1) der 
behinderten Personen ist in den als reha-
bilitationsorientiert eingeordneten Ländern 
Deutschland und Frankreich sehr hoch, ins-
besondere bei den Personen mit arbeitsspe-
zifi scher Einschränkung. In Deutschland ist 

sie mit knapp 23% sogar mehr als viermal so hoch wie diejenige 
der Personen ohne arbeitsspezifi sche Einschränkung. Hier suchen 
also besonders viele behinderte Menschen aktiv eine Stelle und 
sind aktuell für den Arbeitsmarkt verfügbar, erhalten de facto 
aber nicht die Chance auf Arbeit. 

Dagegen unterscheidet sich die Erwerbslosenquote behinderter 
Menschen in den kompensationsorientierten Ländern Rumänien 
und Griechenland kaum von der Erwerbslosenquote der nicht be-
hinderten Menschen. In Griechenland ist die Erwerbslosenquote 
der behinderten Personen sogar niedriger als die der nicht be-
hinderten (weder im Alltag noch bei der Arbeit eingeschränkten) 
– die allgemeine Lage am Arbeitsmarkt ist dort schlecht, und es 
werden nur wenige behinderte Menschen überhaupt als arbeits-
fähig eingestuft. Dass demgegenüber die Erwerbslosenquote von 
behinderten Menschen in den (ebenfalls kompensationsorientier-
ten) Niederlanden höher ist als die der nicht behinderten Personen 
könnte in großangelegten politischen Initiativen zur Aktivierung 
bisher nicht erwerbstätiger behinderter Menschen in den letzten 
Jahren begründet sein, bei denen zwar viele behinderte Personen 
als arbeitsfähig eingestuft wurden, deren berufl iche Integration 
dann jedoch doch nicht so gelang wie beabsichtigt. Auch in Groß-
britannien liegt ein Schwerpunkt der Maßnahmen seit einigen 
Jahren auf der Aktivierung von bisher nicht erwerbstätigen be-
hinderten Personen.

Betrachtet man die Beschäftigungssituation von älteren Perso-
nen ab 50 Jahren11 (Grafi k 4) fällt auf, dass es in Schweden of-
fenbar sehr gut gelingt, auch ältere behinderte Menschen in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Hier sind über 60% der behinderten 
Personen ab 50 Jahren erwerbstätig. In den kompensationsorien-
tierten Ländern Rumänien, Griechenland und den Niederlanden 
sind dagegen sehr wenige behinderte Ältere erwerbstätig. Dass 

Tabelle 1:   Erwerbslosenquote von Personen mit und ohne Einschränkungen in den 
                   Auswahlländern und in der EU 28

 im Alltag eingeschränkt bei Arbeit eingeschränkt 

  ja nein ja nein 

Rumänien 8,1 7,5 9,1 7,4 

Niederlande 8,6 4,1 9,5 4,0 

Schweden 9,6 7,3 11,4 7,1 

Großbritannien 10,6 7,9 15,1 7,7 

Frankreich 12,3 8,7 20,1 8,0 

Deutschland 13,1 6,6 22,6 5,0 

Griechenland 14,6 16,7 15,5 16,6 

EU28 12,3 9,7 17,5 9,1 

Datenbasis: EU-LFS Ad-hoc Modul 2011, Disability and Employment, eigene Berechnungen
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nur ein kleiner Anteil von ihnen in diesen Ländern überhaupt als 
arbeitsfähig eingestuft wird, spiegelt sich auch im kleinen Anteil 
der erwerbslosen (also arbeitssuchenden und dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehenden) behinderten Älteren wider. In den Nie-
derlanden sind wenige ältere behinderte Menschen erwerbstätig, 
obwohl die allgemeine Arbeitsmarktlage sehr günstig ist. Auch in 
Deutschland und Großbritannien ist nur ungefähr ein Drittel der 
älteren Menschen mit arbeitsbezogener Einschränkung erwerbs-
tätig.

Nur wenige behinderte Arbeitnehmer in 
Deutschland erhalten Hilfen zur Arbeit
Das EU-LFS Ad-hoc Modul beinhaltet auch Fragen zu arbeitsbe-
zogenen Unterstützungsleistungen für behinderte Menschen. Es 
werden sowohl behinderte Erwerbstätige, als auch behinderte 
Personen, die nicht erwerbstätig bzw. erwerbslos sind, danach be-
fragt, ob sie 
a) eine persönliche Unterstützung zur Erledigung der Arbeit, 
b) eine besondere (technische) Anpassung des Arbeitsplatzes oder 
c) besondere Arbeitsvereinbarungen wie bspw. ein verkürzter Ar-
beitszeitrahmen in Anspruch nehmen. 

Behinderte Personen, die nicht erwerbstätig oder erwerbslos 
sind werden gefragt, ob sie zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
eine solche Hilfe benötigen würden. Die konkrete Ausgestaltung 
der genannten Maßnahmen unterscheidet sich in den europäi-
schen Ländern insbesondere hinsichtlich der Verteilung der Ver-
antwortlichkeiten und der Regelungen zur Gewährung. Besonde-
re Arbeitsvereinbarungen für behinderte Personen sind teils sehr 
spezifi sch (wie z. B. in Deutschland) oder werden durch allgemei-
ne Antidiskriminierungsgesetze abgedeckt (wie in Schweden). 

Grafi k 5 zeigt die Anteile der behinderten Arbeitnehmer, die 
eine Unterstützungsleistung erhalten (links) und die Anteile der 
nicht erwerbstätigen und erwerbslosen behinderten Personen, die 
angeben, dass sie zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit eine sol-
che Unterstützung bräuchten (rechts). Ausgewiesen sind sowohl 
die Werte für Personen mit Einschränkung bei alltäglichen Aktivi-
täten, als auch die Anteile der Personen mit einer Einschränkung 
im Arbeitsleben. Insbesondere in Deutschland geben nur weni-
ge behinderte Arbeitnehmer an, dass sie eine Hilfe zur Arbeit in 
Anspruch nehmen – bei den erwerbstätigen Personen mit einer 
Einschränkung in alltäglichen Aktivitäten sind dies hier nur 14%. 
Noch weniger sind es nur in Frankreich mit 7% der erwerbstäti-
gen behinderten Menschen. Dass gerade in diesen beiden (reha-
bilitationsorientierten) Ländern so wenige behinderte Erwerbstä-
tige eine Hilfe zur Arbeit erhalten ist überraschend, da sowohl in 
Frankreich als auch in Deutschland Arbeitsplatzanpassung und 
Arbeitsassistenz Teil offi  zieller Politik sind und auch gerne im 

Rahmen von Öff entlichkeitsarbeit herangezogen werden.
In den Niederlanden dagegen sind es über 40%, die eine solche 

Unterstützung bei der Arbeit bekommen. Diese Ergebnisse passen 
auf den ersten Blick nicht zu den Ergebnissen bzgl. der Beschäf-
tigungsquoten behinderter Personen – denn gerade in den Nie-
derlanden ist der Anteil erwerbstätiger behinderter Personen (vor 
allem in Hinsicht der günstigen Lage auf dem Arbeitsmarkt) ver-
hältnismäßig klein. Als Land mit kompensationsorientierter Be-
hindertenpolitik sind die Niederlande in den 2000er Jahren jedoch 
an fi nanzielle Grenzen gestoßen und haben infolgedessen umfas-
sende Aktivierungsmaßnahmen eingeführt, um die Zahl der von 
Sozialleistungen abhängigen behinderten Personen zu reduzieren. 
Eine Studie des niederländischen Instituts SCP kommt zum selben 
Ergebnis wie der vorliegende Beitrag: Die Maßnahmenpakete ha-
ben sich nicht wie gewünscht auf die Beschäftigung behinderter 
Menschen ausgewirkt. Stattdessen sank die Beschäftigungsrate 
zwischen 2002 und 2005 sogar um einige Prozentpunkte (SCP 
2007).

In Schweden erhalten dagegen eher wenige behinderte Ar-
beitnehmer eine Hilfe zur Arbeit – hier greift das allumfassende 
Inklusionsprinzip, das auf einer barrierefreien Umwelt für alle 
(Design-for-All) und nicht auf Sonderlösungen für bestimmte Per-
sonengruppen basiert.

Das Ausmaß der Inanspruchnahme von bestimmten Maßnah-
men zur berufl ichen Integration lässt also keine direkten Schlüsse 
auf die Arbeitsmarktsituation von behinderten Menschen zu, son-
dern ist auch erheblich von kurzfristigen Entwicklungen abhän-
gig. Aussagekräftiger ist wohl die Betrachtung der Anteile derjeni-
gen behinderten Personen, die nicht erwerbstätig oder erwerbslos 
sind und die angeben, dass sie zur Aufnahme einer Tätigkeit eine 
solche Unterstützung bräuchten. In Griechenland und Rumänien, 
kompensationsorientierten Ländern mit eher schlechter allgemei-
ner Lage auf dem Arbeitsmarkt, geben über 60% der Personen an, 
dass sie eine solche Hilfe benötigen würden. In diesen Ländern 
werden Barrierefreiheit und Zugänglichkeit noch vernachlässigt, 
sodass es bspw. auch verstärkt zu Mobilitätsproblemen auf dem 
Weg zur Arbeit kommt. In Deutschland geben etwas mehr als die 
Hälfte der nicht erwerbstätigen behinderten Personen einen Be-
darf an.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Gut gelingt die beruf-
liche Integration zum einen im partizipationsorientierten Schwe-
den, wo der behindertengerechten Gestaltung der Umwelt große 
Bedeutung zukommt und keine Sonderlösungen für behinderte 
Menschen erwünscht sind. Genau das ist auch die Zielvorstellung 
der UN-Behindertenrechtskonvention, von der die meisten euro-
päischen Länder de facto noch sehr weit entfernt sind. Auch in 
Frankreich, wo Behindertenpolitik gemäß dem Partizipationsprin-
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zip seit Mitte der 2000er Jahre eine sehr hohe Priorität hat, haben 
behinderte Personen relativ gute Chancen auf eine Erwerbstätig-
keit. Andere Länder haben noch Aufholbedarf – die kurzfristige 
Konzentration auf aktivierende Maßnahmen scheint dabei nicht 
auszureichen. Viel wichtiger sind ein umfassendes Umdenken in 
der Gesellschaft und die Umgestaltung der Umwelt hinsichtlich 
der Bedürfnisse behinderter Personen im Sinne von Inklusion, 
Disability Mainstreaming und Barrierefreiheit. Als grundlegen-
des und handlungsleitendes Element hierfür müsste die Daten-
lage zur Lebenssituation von behinderten Menschen dringend 
verbessert werden. Unter anderem fehlen Daten zur Lebenslage 
von Menschen, die in segregierten Einrichtungen wohnen und/
oder arbeiten. Dies muss bei der Interpretation der Ergebnisse 
dieses Beitrags berücksichtigt werden. Die Einführung nationaler 
und internationaler Disability Surveys würde die Analyse erheb-
lich erleichtern. Wertvoll werden z. B. auch die Ergebnisse des 
EU FP7-Programms „DISCIT – Umfassende Bürgerschaft für Men-
schen mit Behinderungen“ sein, das zum Ziel hat, neues Wissen 
zu gewinnen, um die Länder bei der Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention zu unterstützen12 . In Deutschland gibt es 
aktuell konkrete Bemühungen, die den Inklusionsgedanken in den 
Vordergrund rücken. 2011 wurde die Initiative Inklusion als eine 

der bedeutendsten Maßnahmen des Nationalen Aktionsplans der 
Bundesregierung zur Umsetzung der Behindertenrechtskonventi-
on der UN gestartet. Bis 2016 soll ein Bundesteilhabegesetz be-
schlossen werden. Es bleibt abzuwarten, wie sich diese neuen Re-
gelungen auf die Beschäftigungssituation behinderter Menschen 
auswirken.

Der Beitrag erschien ursprünglich im Informationsdienst Soziale Indikatoren, 

ausgabe 53. Wir danken für die freundliche Erlaubnis zum Nachdruck

Grafi k 5:   Erhalt und Bedarf an Hilfen zur Arbeit bei Personen mit Behinderung in den 
                 Auswahlländern und in der EU28 (in %)

Datenbasis: EU-LFS Ad-hoc Modul 2011, Disability and Employment, eigene Berechnungen
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WISSENSCHAFT

FUSSNOTEN

1  Vielfach wird an den gebräuchlichen Begriffen für Behinderung (Sprach-)

Kritik geübt, weil sie als diskriminierend empfunden werden. Dies betrifft 

sowohl die allgemeine Behindertenkategorie als auch einzelne Behinde-

rungsarten. Im deutschen Sprachgebrauch werden „behinderter Mensch“ 

und „Mensch mit Behinderungen“ gegenüber „der/die Behinderte“ präferiert. 

Diese Begriffe werden auch im Beitrag verwendet. 

2  Barrierefreiheit meint die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der baulichen 

Umwelt sowie von Informationsquellen, Kommunikationseinrichtungen, tech-

nischen Gebrauchsgegenständen und öffentlichen Verkehrsmitteln. Ähnliche 

Ziele verfolgt das „Design-for-All“–Konzept, welches sich auch auf Dienst-

leistungen, Infrastrukturen und Freizeitaktivitäten bezieht und grundsätzlich 

alle potentiellen Nutzer bei Gestaltungsprozessen miteinschließt. 

3  Allgemeine Informationen zum European Labour Force Survey sind auf 

den folgenden Webseiten zu fi nden: www.gesis.org/unser-angebot/daten-

analysieren/amtliche-mikrodaten/european-microdata/eu-lfs/

4  Der European Labour Force Survey und somit auch dieser Beitrag folgen 

dem Erwerbskonzept der ILO (International Labour Organization). Erwerbs-

tätig sind Personen, die eine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben, 

unabhängig von der Bedeutung des Ertrags dieser Tätigkeit für ihren 

Lebensunterhalt und ohne Rücksicht auf die Arbeitszeit. Erwerbslos sind 

Personen, die in den letzten vier Wochen aktiv nach einer Arbeit gesucht 

haben und in den nächsten zwei Wochen eine Tätigkeit aufnehmen könnten. 

Eine Registrierung als „arbeitslos“ spielt bei diesem Konzept keine Rolle. 

Nicht erwerbstätig sind Personen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung 

stehen, also z. B. Personen, die eine Rente beziehen. 

5  So gelten in Deutschland nach § 2 SGB IX Menschen als behindert, „wenn 

ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit 

hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebens-

alter typischen Zustands abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in 

der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Als schwerbehindert gilt, dessen Grad der 

Behinderung 50 oder höher ist.“ Ein Schwerbehindertenausweis muss beim 

zuständigen Versorgungs- bzw. Landesamt beantragt werden, welches das 

Vorliegen und den Grad der Behinderung feststellt. 

6  Zur Datenlage zur Erwerbsbeteiligung behinderter Menschen in Deutsch-

land vgl.: Schnell, R.; Strubba, V., 2010.

7  Lohnend wäre auch, die Beschäftigtenanteile in den Wirtschaftssektoren in 

die Analyse einzubeziehen. Allerdings wäre hier eine Differenzierung nach Art 

der Behinderung erforderlich. 

8  Die existierenden Maßnahmen zur berufl ichen Integration behinderter 

Menschen als Teil offi zieller Behindertenpolitik können grob unterteilt werden 

in rechtliche Rahmenbedingungen (insb. Quotierung und besonderer 

Kündigungsschutz), Maßnahmen auf dem ersten Arbeitsmarkt (insb. Wie-

dereingliederung, Subventionierung, Arbeitsplatzanpassung, Integrations-

fi rmen und persönliche Arbeitsassistenz) und Maßnahmen auf dem zweiten 

Arbeitsmarkt (bspw. Werkstätten für behinderte Menschen).

9  Creaming-Off-Effekte bezeichnen das Phänomen des Abschöpfens der 

günstigsten Fälle. In Deutschland sind sie zum Beispiel Hauptursache für 

das Nichterreichen des gesetzlich festgelegten Ziels des Übergangs von den 

Werkstätten für behinderte Menschen in den ersten Arbeitsmarkt. Die WfbM 

möchten nicht auf ihre Leistungsträger verzichten, da sie ökonomische 

Schwierigkeiten erwarten, wenn sie ihre besten Beschäftigten entlassen.

10  Einen Überblick zu den aktuellen Bedingungen für die Erwerbstätigkeit 

behinderter Personen in den europäischen Ländern liefern die Berichte des 

Academic Network of European Disability experts (ANED), siehe http://www.

disability-europe.net

11  Bei der Interpretation dieser Ergebnisse sind die national unterschiedlichen 

Rahmenbedingungen hinsichtlich der Regelungen zur Altersrente (z. B. 

Rentenalter und Frühverrentung) zu berücksichtigen. Einen Überblick hierzu 

liefert eine Untersuchung der OECD: www.oecd.org/berlin/publikationen/

pensions-at-a-glance.htm

12  Mehr zum DISCIT-Projekt fi ndet man auf diesen Webseiten: http://idis.uni-

koeln.de/forschung/projekte/discit/. Kontaktperson in Deutschland ist Prof. 

Dr. Anne Waldschmidt, Universität zu Köln. 
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und gemeinsame Konzeptarbeit der Anbie-
ter wird zudem eine hohe fachliche Quali-
tät der Angebote gewährleistet. 

Darüber hinaus ist es das Ziel des Pro-
jekts, durch Evaluation und Dokumentation 
der Projektergebnisse den Aufbau arbeits-
weltorientierter, betrieblich ausgerichteter 
Teilhabeangebote für Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf auch bundesweit zu 
unterstützen. Die Projektergebnisse, ins-
besondere die unterschiedlichen regiona-
len Erfahrungen während der praktischen 
Erprobung, werden dokumentiert und ei-
ner breiten Fachöff entlichkeit zugänglich 
gemacht. Kernstück des Projektabschlus-
ses wird ein überregional anwendbares 
Fachkonzept mit Qualitätskriterien und 
einer Vielzahl von best-practise-Beispielen 
sein, das die erforderlichen Schritte beim 
Aufbau arbeitsweltorientierter Teilhabean-
gebote für Menschen mit hohem Unterstüt-
zungsbedarf beinhaltet. 

ist. In dem Projekt geht es dabei nicht pri-
mär darum, dem Personenkreis den Ein-
stieg in reguläre Erwerbsarbeit zu ermögli-
chen. Vielmehr geht es um die Organisation 
und Konzeptionierung von betrieblichen, 
niedrigschwelligen Teilhabeangeboten, die 
dem Leistungsvermögen und den Teilha-
bewünschen der Zielgruppe angemessen 
sind. Dabei werden insbesondere Konzepte 
und Methoden der Persönlichen Zukunfts-
planung und der Sozialraumorientierung 
berücksichtigt werden. 

Solche personenzentrierten, betrieblich 
ausgerichtete Teilhabeangebote für Men-
schen mit hohem Unterstützungsbedarf 
(Zielgruppe nach § 136 Abs. 2/3 SGB IX) 
sollen im Laufe des Projekts an fünf Stand-
orten in verschiedenen Bundesländern 
entstehen und weiterentwickelt werden. 
Die Projektpartner sind Leben mit Behin-
derung Hamburg, die Lebenshilfe Gießen, 
der Arbeiter-Samariter-Bund Bremen, die 
Spastikerhilfe Berlin und die Lebenshilfe 
Worms. Die ambulanten Teilhabeangebote 
sollen die verschiedenen Lebensphasen der 
Menschen mit Behinderung berücksichti-
gen. Je nach Möglichkeiten der regionalen 
Projektpartner werden demnach Leistun-
gen zur berufsbezogenen Teilhabeplanung, 
zur berufl ichen Bildung und zur dauerhaf-
ten Arbeitstätigkeit in einem betrieblichen 
Umfeld entwickelt werden. Es wird also 
darum gehen, das Angebotsspektrum für 
Menschen mit hohem Unterstützungsbe-
darf an den fünf Standorten und damit die 
Wahlmöglichkeiten der Zielgruppen kon-
kret zu erweitern. Durch die Vernetzung 

„Zeit für Arbeit!“
 Start des Projekts Projekt Betriebliche Teilhabe für Menschen mit 
Behinderung

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Un-
terstützte Beschäftigung (BAG UB) hat im 
Januar 2015 das neue Projekt „Zeit für 
Arbeit!“ gestartet. Das Modellprojekt wird 
durch die Aktion Mensch gefördert und hat 
sich zum Ziel gesetzt, die Entwicklung und 
Verbreitung arbeitsweltorientierter, be-
trieblich ausgerichteter Teilhabeangebote 
für Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf zu unterstützen. Laufzeit ist Januar 
2015 bis Dezember 2017. 

Bei dem neuen Projekt steht die Frage im 
Mittelpunkt, wie Inklusion durch betriebli-
che Teilhabeangebote auch für Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf verwirk-
licht werden kann. Für diese Personen-
gruppe sind in weiten Teilen Deutschlands 
entsprechende ambulante, insbesondere 
betrieblich ausgerichtete Teilhabeangebote 
nach wie vor kaum vorhanden. Probleme 
entstehen vor allem für die Personen, die 
kein sogenanntes Mindestmaß an wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeit erbringen 
können und daher keinen Anspruch auf 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
in einer WfbM haben (§ 136 Abs. 2 SGB IX). 

Dieser Personenkreis ist die Zielgruppe 
des Projekts. Viele dieser Menschen er-
halten nur unzureichend bedarfsgerechte, 
individuelle Unterstützung und Förderung: 
Sie wechseln oftmals direkt von der Schule 
in die Tagesförderstätte, ohne dass zuvor 
eine eingehende Kompetenzanalyse und 
Arbeitserprobung stattgefunden hätte, wie 
sie z.B. Bestandteil schulischer Berufsvor-
bereitung sowie des Eingangsverfahrens 
und des Berufsbildungsbereichs der WfbM 
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den Mechanismen der Qualitätssicherung 
zu verschaff en. Daneben gelten unsere 
Anstrengungen aber auch der Organisati-
on von Veranstaltungen zum Zwecke des 
fachlichen Austausches, welcher ebenso 
ein Baustein des Projektes ist. Nach bis-
her vier Monaten bei der BAG UB kann ich 
sagen, dass die Arbeit mir großen Spaß 
macht und ich mich immer noch darüber 
freue, in einem so herzlichen betrieblichen 
Umfeld untergekommen zu sein sowie ei-
ner gesellschaftlich nachhaltigen Tätigkeit 
nachgehen zu können.
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„Nachhaltige 
Tätigkeit“
BAG UB-Team hat einen neuen Kollegen!

Mein Name ist Jan Siefken, ich bin 29 Jah-
re alt und seit Juni diesen Jahres der neue 
Mitarbeiter bei der BAG UB. Aufgewachsen 
bin ich in Wilhelmshaven und machte dort 
auch das Abitur. Nach dem Zivildienst beim 
Arbeiter Samariter Bund in Wilhelmshaven 
zog ich zum Studium nach Bremen. 

Nach einigen Semestern Jura absolvierte 
ich den Bachelorstudiengang „BWL“. Wäh-
rend der Studienzeit ging ich unterschiedli-
chen Tätigkeiten nach und engagierte mich 
neben einer Beschäftigung im IT-Support 
für Schulen noch als Begleiter für Jugend-
liche mit Trisomie 21. Mit dem Masterstu-
dium „Sozialpolitik“ versuchte ich noch 
einmal eine neue fachliche Perspektive 
einzunehmen. Innerhalb der Fachsemester 
legte ich für Seminararbeiten wiederholt 
den Fokus auf das Thema Behinderung 
(Kündigungsschutz, Beschäftigungsquote, 
etc.). Für die Masterthesis setzte ich mich 
mit dem Übergang Schule – Beruf im Rah-
men des ersten Handlungsfeldes der Initia-
tive Inklusion auseinander. Ich stieß dabei 
zum ersten Mal bewusst auf die BAG UB 
und noch während der Bearbeitungszeit 
erreichte mich über einen kleinen Umweg  
die Ausschreibung für die Stelle bei dem 
Projekt, an dem ich nun mitarbeiten darf.

Es handelt sich dabei um das Projekt 
„Unterstützte Beschäftigung – Nachhaltig-
keit und Qualitätssicherung der Teilhabe 
am Arbeitsleben“. Zusammen mit meiner 
Kollegin Kirsten Hohn sind wir aktuell da-
bei uns einen Überblick über die vorliegen-




